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Gemeindestatut  für  die  Stadt  Steyr

(Gesetz vom l, Dezember  1965,  mit  dem ein Statut  für die Stadt Steyr  erlas-

sen wird - Statut  für die Stadt Steyr - StS, LGBl.  Nr. 47/1965  mit  Novelle
zum Statut  für die Stadt Steyr,  LGBl.  Nr. 41/1969  vom 1. Juli 1969,  2.No-
velle zum Statut  für die Stadt Steyr,  LGBl.  Nr. 45/1970  vom 13. August  1970
und 3. Novelle  zum Statut  für die Stadt Steyr,  LGBl.  Nr. 75/1979  vom 9. Juli
1979)

Der  o. ö. Landtag  hat  beschlossen:

I. H A U P T S T ü  C K

Allgemeines

§l

RECHTLICHE  STELLUNG  DER  ST  ADT

(l)  Die  Stadt  Steyr  ist eine  Stadt  mit  eigenem  Statut.

(2)  Die  Stadt  ist Gebietskörperschaft  mit  dem  Recht  auf  Selbst-

verwaltung  und  zugleich  Verwaltungssprengel.  Sie hat  neben

den Aufgaben  der  Gemeindeverwaltung  auch  die der  Bezirks-
verwaltung  zu besorgen.

(3)  Die  Stadt  ist selbständiger  Wirtschaftskörper.  Sie hat das

Recht,  innerhalb  der  Schranken  der allgemeinen  Bundes-

und Landesgesetze  Vermögen  aller  Art  zu besitzen,  zu er-

werben  und darüber  zu verfügen,  wirtschaftliche  Unterneh-

mungen  zu betreiben  sowie  im Rahrnen  der  Finanzverfassung

ihren  Haushalt  selbständig  zu führen  und Abgaben  auszu-
schreiben.

§2

ST  ADTGEBIET

(l)  Das Stadtgebiet  besteht  aus den Katastralgemeinden  Steyr,

Christkindl,  Föhrenschacherl,  Gleink,  Hinterberg,  Jägerberg,
Sarning  und  Stein.  Auf  Änderungen  in den  Grenzen  des Stadt-

gebietes  sind die Bestimmungen  der §§ 6 und 7 sowie  des

§ 12  Abs.  l  der Oberösterreichischen  Gemeindeordnung

1965  sinngemäß  anzuwenden.
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(2)  Das Stadtgebiet  kann  unter  Bedachtnahme  auf  örtliche,  his-

torische  oder  sonstige  Gegebenheiten  zu Verwaltungszwecken

in  Stadtbezirke  eingeteilt  werden,  deren  Zahl,  Abgrenzung

und  Bezeichnung  der  Gemeinderat  zu bestirnmen  hat.

(3)  Die  Stadt  biIdet  einen  eigenen  politischen  Bezirk.

§3

FARBEN,  WAPPEN  UND  SIEGEL  DER  STADT

(l)  Die  Farben  der  Stadt  sind  grün-weiß.

(2)  Das Wappen  der Stadt  zeigt  einen  nach  rechts  springenden

weißen,  rotbewehrten  Panther  im grünen  Feld  mit  stierähn-

lichem  Kopf,  kurzen  Hörnern  und  Klauen,  aus dem  Maule  und

den Ohren  Feuer  speiend.

(3)  Die  Verwendung  des Stadtwappens  bei  der  äußeren  Bezeich-

nung  von  baulichen  Anlagen,  auf  Ankündigungen  sowie  irn

geschäftlichen  Verkehr,  insbesondere  auf  Geschäftspapieren,

zur  Warenbezeichnung  oder  zur  Ausschrnückung  gewerbsmä-

ßig angefertigter  Gegenstände  aller  Art  bedarf  der  Bewilligung

des Magistrates.  Die Bewilligung  darf  nur  für  genau  bezeich-

nete  Verwendungszweeke  erteilt  werden,  wenn  ein der  Stadt

abträglicher  Gebrauch  des Stadtwappens  nicht  zu befürchten

ist, Die Bewilligung  kann  irn Interesse  der Stadt  nähere  Be-

stimmungen  über  die Art  und  Weise  der  Wiedergabe  sowie  die

Dauer  der Verwendung  des Stadtwappens  enthalten.  Wenn

von dem Wappen  ein der Stadt  abträglicher  Gebrauch  ge-
macht  wird,  ist die Bewilligung  vom  Magistrat  zu widerrufen.

(4)  Wer  das Stadtwappen  unbefugt  führt  oder  in einer  Weise  'üer-

wendet,  die  geeignet  ist,  das Wappen  im öffentlichen  Ansehen

herabzusetzen,  oder  das Stadtwappen  entgegen  den Bestim-

mungen  des Abs.  3 verwendet,  ist,  sofern  nicht  ein strafbarer

Tatbestand  vorliegt,  der nach  einer  anderen  Verwaltungsvor-

schrift  oder  von  den Gerichten  zu ahnden  ist, von  der Be-

zirksverwaltungsbehörde  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu drei-

tausend  Schilling  zu bestrafen;

(5)  Das Siegel  der Stadt  trägt  im Siegelfeld  das Wappen  mit  der
Umschrift  "Stadt  Steyr".
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(6) Wer  das Siegel  der Stadt  unbefugt  führt,  ist, sofern nicht ein
yon  den Gerichten  zu ahndender  strafbarer  Tatbestand  vor-
liegt,  von  der  Bezirksverwa1tungsbehörde  mit  einer Geldstrafe
bis  zu dreitausend  Schilling  zu bestrafen.

§4

EINWOHNER  UND  BÜRGER

(l)  Einwohner  sind jeru:" Personen, die in der Stadt wohnen.

(2)  Bürger  sind  jene  Einwohner,  die nach  der  Statutargemeinden-

Wahlordnung  wahlberechtigt  sind.

§5

EHRUNGEN

(1)  Der  Gemeinderat  kann  Personen,  die sich um die Stadt beü

sonders  verdient  gemacht  haben  oder  die der Stadt  in beson-

derem  Maße  zur  Ehre  gereichen,  durch  Ernennung  zu Ehren-

bürgern,  durch  Verleihung  eines Ehrenringes  oder  durch  son-

stige  Ehningen  auszeichnen.  Die  Ernennung  zum  Ehrenbürger

bedarf  eines Beschlusses,  der  mit  Dreiviertelmehrheit  zu fas-

sen ist.

(2)  Alle  Ehrungen  begründen  weder  Sonderrechte  noch Sonder-
pflichten.

(3)  Eine  Ehrung  gilt  als widerrufen,  wenn  der Ausgezeichnete

wegen  einer  strafbaren  Handlung,  die in der Statutargemein-

den-Wahlordnung  als Wahlausschließungsgrund  angeführt  ist,
rechtskräftig  verurteilt  wird.

§6

AMTSBLATT

(l)  Die Stadt  hat das "Amtsblatt  der Stadt  Steyr"  herauszuge-

ben.  In  diesem  sind  jene  Verordnungen  kundzumachen,  deren

Kundmachung  im Amtsblatt  der  Stadt  Steyr  gesetzlich  vorge-

schrieben  ist. Im  Arntsblatt  kann  die Stadt  ferner  andere  Ver-

ordnungen  sowie  Verlautbarungen  und  Informationen,  die für

die Stadt  von  Bedeutung  sind,  veröffentlichen.
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(2)  Der  Tag der  Herausgabe,  an dem zugleich  die Versendung  zu

erfolgen  hat,  ist auf  jedem  Stück  des Amtsblattes  anzugeben.

(3)  Die Seiten  und die Folgen  des Amtsblattes  sind  jahrweise

fortlaufend  zu numerieren.

(4)  Die  Berichtigung  von  Druckfehlern  im Amtsblatt,  die bei  der

Kundmachung  von Verordnungen  unterlaufen  sind, ist im

Amtsblatt  kundzumachen.  In anderen  Fällen  sind  Druckfeh-

ler  in zweckdienlicher  Weise  zu berichtigen.

(5)  Das Amtsblatt  hat während  der Amtsstunden  beim  Magistrat

zur  unentgeltlichen  öffentlichen  Einsicht  aIufzuliegen,  Das

Amtsblatt  kann  auch  an Verschleißstellen  und  im Abonne-

ment  vertrieben  werden.

II.  HAUPTSTüCK

0  rgane  der  Stadt

§7

ÜBERSICHT

Die  Organe  der  Stadt  sind:

l.  der  Gemeindprat,

2. der  Bürgermeister,

3. der  Stadtsenat  (Verwaltungsausschuß),

4, der  Magistrat

I, Abschnitt

DER  GEMEINDERAT

§8

ZUSAMMENSETZUNG  UND  WAHL

(l)  Der  Gemeinderat  besteht  aus sechsunddreißig  Mitgliedern.

(2)  Die  Mitglieder  des Gemeinderates  sind befugt,  den  Titel

'5Gemeinderat"  zu führen.

(3)  Die  Mitglieder  des Gemeinderates  werden  aufgrund  der  Sta-

tutargemeinden-Wah1ordnung  gewählt.

§8a

FRAKTIONEN

(1)  Die  auf  Grund  der  Wahlvorschläge  ihrer  Wahlpartei  gewählten

Mitglieder  des Gemeinderates  bilden  für  die Dauer  der  Funk-

tionsperiode  des Gemeinderates  jeweils  eine Fraktion,  Jede

Fraktion,  die aus mehr  als einem  Mitglied  des Gemeinderates

besteht,  hat aus ihrer  Mitte  einen  Obmann  und zumindest

einen  Obmann-Stellvertreter  zu bestellen.

(2)  Die Obmänner  haben  ihre  Bestellung  und  die Bestellung  der

Obmann-Stellvertreter  dem  Bürgermeister  schriftlich  anzu-

. zeigen.  Der  Bürgermeister  hat  diese  Anzeigen  bei  nächstmög-

licher  Gelegenheit  im  Gemeinderat  zu verlesen.

(3)  Eine  Anzeige  ist gültig,  wenn  sie von  der absoluten  Mehrheit

der Mitglieder  der  Fraktion  unterzeichnet  ist;  sie gilt  so lange,

als nicht  eine Änderung  oder  Ergänzung  dem  Bürgermeister

schriftlich  angezeigt  wird.

(4)  Solange  keine  Anzeige  vorliegt,  kornrnt  die Funktion  des

Fraktionsobmannes  dem  Mitglied  des Gemeinderates  zu, das

an erster  Stelle  auf  der  Liste  seiner  Wahlpartei  in den  Gemein-

derat  gewählt  wurde.  Besteht  eine Fraktion  nur  aus einem

Mitglied,  so fallen  die Aufgaben  des Fraktionsobmannes  die-

semzu.

(5)  Der  Obmann  bzw.  der von  ihrn  schriftlich  ermächtigte  Ver-

treter  seiner  Fraktion  ist berechtigt,  hinsichtlich  jener  Ange-

legenheiten,  die im Gemeinderat  zu behandeln  sind  und  die

auf  der  Einladung  für  die nächste  Sitzung  als Tagesordnungs-

punkte  aufscheinen,  beim  Magistrat  in die zuraBehandlung  ei-

ner  solchen  Angelegenheit  notwendigen  Unterlagen  einzu-

sehen,  sich Aufzeichnungen  zu machen  und die erforder-

lichen  Auskünfte  einzuholen.  Bestimmungen  über  die Amts-

verschwiegenheit  bleiben  hiedurch  unberifört.
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§9

KpNSTITUIERUNG  UND  GELöBNIS

(1)  Die  konstituierende  Sitzung  des Gemeinderates  ist binnen

sechs Wochen  nach  Verlautbarung  des Wahlergebnisses,  falls

jedoch  gegen die ziffernmäßige  Ermittlung  Einspruch  erho-

ben wurde,  binnen  sechs Wochen  nach  der endgültigen  Ent-

scheidung  hierüber  abzuhalten.

(2)  Die gewählten  Mitglieder  sind hiezu  vom Bürgermeister  der

abgelaufenen  Funktionsperiode  unter  Hinweis  auf  die Bestirn-

mungen  des § 13 Abs.  2 lit.  a einzuladen.

(3)  Bis zur  Angelobung  des neu gewählten  Bürgermeisters  hat  in
der konstituierenden  Sitzung  das an Lebensjahren  älteste  an-

wesende  Mitglied  des neu gewählten  Gemeinderates  den  Vor-

sitz  zu führen.

(4)  Die Mitglieder  des neu  gewählten  Gemeinderates  haben  dem

Vorsitzenden  und  dieser  hat  vor  dem  versammelten  Gemein-

derat  mit  den Worten  '5Ich  gelobe"  das Gelöbnis  abzulegen,

die  Bundesverfassung  und die Landesverfassung  sowie  alle

übrigen  Gesetze  und  alle Verordnungen  der Republik  Öster-

reich  und des  Landes  Oberösterreich  gewissenhaft  zu be-

achten,  ihre  Aufgaben  unparteiisch  und  uneigennützig  zu er-

füllen,  das Amtsgeheimnis  zu wahren  und  das Wohl  der  Stadt

nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  zu fördern.  Ein  Gelöbnis

unter  Bedingungen  oder  mit Zusätzen  gilt als verweigert;

die Beifügung  einer  religiösen  Beteuerung  ist zulässig.  Später

eintretende  Gemeinderatsmitglieder  (Ersatzmitglieder)  haben

das Gelöbnis  in der ersten  Gemeinderatssitzung,  an der sie

teilnehmen,  zu leisten.

§ lO

FUNKTIONSPERIODE

(l)  Die Mitglieder  des Gemeinderates  werden  auf  die Dauer  von

sechs Jahren  gewählt.  Die Funktionsperiode  des Gemeinde-

rates  beginnt  mit  der Angelobung  seiner  Mitglieder  in der

konstituierenden  Sitzung  und  endet  mit  der  Angelobung  der

neu  gewählten  Gemeinderatsmitglieder.

(2)  Der  Gemeinderat  kann  vor  Ablauf  der  Funktionsperiode  sei-

ne Auflösung  beschließen.

(3)  Die Wahl  des Gemeinderates  darf  gemeinsam  mit  der Wahl

des Nationalrates  oder  des Oberösterreichischen  Landtages

nur  auf  Grund  eines  Landesgesetzes  abgehalten  werden.

§ 1l

RECHTE  DER  MITGLIEDER

(l)  Die Mitglieder  des Gemeinderates  haben  außer  den  an ande-

ren Stellen  dieses Gesetzes  vorgesehenen  Rechten  nach  den

näheren  Bestirnmungen  der  Geschäftsordnung  das Recht,  sich

über  alle Angelegenheiten  des eigenen  Wirkungsbereiches  der
Stadt  zu unterrichten,  Anträge  zu stellen,  die Aufnahme  von

Verhandlungsgegenständen  in  die Tagesordnungen  zu bean-

tragen,  zu den  einzelnen  Verhandlungsgegenständen  das Wort

zu ergreifen,  an den Abstimmungen  teilzunehrnen  und  in die

Verhandlungsschriften  über  die Sitzungen  des Gemeinderates,

des Stadtsenates  und der Ausschüsse  Einsicht  zu nehmen.

(2)  In den Angelegenheiten  des eigenen  Wirkungsbereiches  sind

die  Mitglieder  des Gemeinderates  berechtigt,  Anfragen  an

den  Bürgermeister  sowie  an  die  einzelnen  Mitglieder  des

Stadtsenates  irn Rahmen  des ihnen  unterstellten  Geschäfts-

bereiches  (§ 31 Abs.  6) zu richten.

(3)  Die  Anfragen  müssen  schriftlich  verfaßt  und  spätestens  drei

Tage vor  der Sitzung  des Gemeinderates  beim  Bürgermeister

eingebracht  werden.  In diese Frist  sind Tage nicht  einzu-

rechnen,  an denen  der Magistrat  keinen  Dienstbetrieb  hat.

Der  Bürgermeister  hat die Anfrage  zurückzuweisen,  wenn  sie

eine  nicht  in den eigenen  Wirkungsbereich  der  Stadt  fallende

Angelegenheit  betrifft.  Sofern  die Anfrage  nicht  an den  Bür-

germeister  selbst  gerichtet  ist,  ist sie von  diesem  dem  Befrag-

ten unverzüglich  zuzustellen.  Ordnungsgemäß  eingebrachte

Anfragen  sind spätestens  in der zweitfolgenden  Sitzung  des
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Gemeinderates  vom  Befragten  mündlich  zu beantworten,  Vor

der  Beantwortung  ist die Anfrage  zu verlesen.  Von  einer

mündlichen  Beantwortung  kann  wegen  des Umfanges  der  An-

frage  oder  wegen  sonstiger  Umstände,  die eine  mündliche  Be-

antwortung  erschweren,  abgesehen  werden.  In diesem  Fall  ist

die Anfrage  innerhalb  von  zwei  Monaten  schriftlich  zu beant-

worten.  Innerhalb  dieses  Zeitraumes  ist  auch  eine  Nichtbeant-

wortung  schriftlich  zu begründen.

(4)  Die  mündliche  Beantwortung  von Anfragen  sowie  die Be-

kanntgabe  einer  schriftlichen  Beantwortung  oder  einer  Nicht-

beantwortung  hat  zu Beginn  der  Gemeinderatssitzung  vor  der

Behandlung  des ersten  auf  der  Tagesordnung  stehenden  Ver-

handlunsgegenstandes  zu erfolgen.

(5)  Nach  der  Beantwortung  einer  Anfrage  ist der  Fragesteller  be-

rechtigt,  eine mündliche  Zusatzfrage  zu stellen,  Die  Zusatz-

frage  darf  nur  eine Frage  enthalten,  die mit  der  Hauptfrage

im unrnittelbaren  Zusammenhang  stehen  muß.  Wenn  die Zu-

satzfrage  im Anschluß  an eine schriftliche  Beantwortung  er-

folgt,  kann  sie schriftlich  oder  mündlich  beantwortet  werden.

(6)  Die  Mitglieder  des Gemeinderates  haben  Anspruch  auf  einen

vom  Gemeinderat  festgesetzten  angemessenen  Funktionsbe-

zug,  der  zehn  v. H. des Funktionsbezuges  des Bürgermeisters

nicht  übersteigen  darf,  Auf  den Funktionsbezug  kann  nicht

verzichtet  werden.

(7)  Die  Mitglieder  des Gemeinderates  sind  bei  der  Ausübung  föres

Mandates  an keinen  Auftrag  gebunden.

§ 12

PFLICHTEN  DER  MITGLIEDER

(l)  Die allgemeinen  Pflichten  der Mitglieder  des Gemeinderates

eygeben  sich  aus dem  Gelöbnis.

(2)  Jedes  Mitglied  hat  an den Sitzungen  des Gemeinderates  und

der Ausschüsse,  denen  es angehört,  teilzunehmen.  Befreiung

gewährt  bis zu drei  Monaten  der Bürgermeister,  für längere

Zeit,  ohne  Debatte,  der  Gemeinderat.  Außer  im  Falle  der  Be-

freiung  kann  die Abwesenheit  vom  Gemeinderat  (Ausschuß)

nur  aus triftigen  Gründen  entschuldigt  werden,  die dem  Vor-

sitzenden  (Obmann)  unverzüglich,  tunlich  schriftlich,  be-

kanntzugeben  sind.

(3)  Ist ein Mitglied  des Gemeinderates  aus triftigen  Gründen  an

der Ausübung  seines Mandates  voraussichtlich  längere  Zeit

verhindert,  so hat der Bürgermeister  auf  Antrag  der  Fraktion

für die Dauer  der Verhinderung  anstelle  des Verhinderten

mit dessen  Rechten  und Pflichten  das nach  der Statutar-
gemeinden-Wahlordnung  1961,  LGBl.  Nr. 29, berufene  Er-

satzmitglied  einzuberufen.

(4)  Die  Mitglieder  des  Gemeinderates  sind, soweit  gesetzlich

nichts  anderes  bestirnmt  ist, zur  Verschwiegenheit  über  alle

ihnen  ausschließlich  aus ihrer  Tätigkeit  bekanntgewordenen

Tatsachen  verpflichtet,  deren  Geheirnhaltung  im Interesse

der Stadt  oder  einer  anderen  Gebietskörperschaft  oder  der

Beteiligten  geboten  ist (Amtsverschwiegenheit)  oder  die in
Rechtsvorschriften  als vertraulich  bezeichnet  sind. Die Ver-

schwiegenheitspflicht  ist  zeitlich  unbegrenzt.  Sie  besteht

für die Mitglieder  des Gemeinderates  nicht  gegenüber  dem

Gemeinderat,  wenn  dieser  derartige  Auskünfte  ausdrück-

lich  verlangt.

(5)  Die  Mitglieder  des Gemeinderates  können  vom  Bürgermeister

von  der  Verpflichtung  zur  Verschwiegenheit  entbunden  wer-

den,  wenn  dies durch  ein öffentliches  Interesse,  insbesondere

durch  Interessen  der  Rechtspflege,  gerechtfertigt  ist.

§ 13

ERLöSCHEN  DES  MANDATES

(l)  Ein Mitglied  des Gemeinderates  kann  auf  sein Mandat  ver-

zichten.  Der Verzicht  ist schriftlich  dem Bürgermeister  zu

erklären  und wird  mit  dem Einlangen  wirksam,  wenn  die

Verzichtserklärung  nicht  einen  späteren  Zeitpunkt  enthält.

Dem Verzicht  beigefügte  Bedingungen  sind ohne  rechtliche
Wirkung.
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(2)  Ein Mitglied  des Gemeinderates  ist seines Mandates  verlustig

zu erklären:

a) wenn  es zur  konstituierenden  Sitzung  ohne  hinreichende

Entschuldigung  nicht  erscheint  oder  sich vor  Beendigung

der  Wahl  (§ § 22 und  27)  entfernt  ;

b)  wenn  es das Gelöbnis  überhaupt  nicht  oder  nicht  in der  im

§ 9 vorgeschriebenen  Form  ablegt  oder  es unter  Bedingun-

gen oder  Vorbehalten  leistet;

c) wenn  es an drei  aufeinanderfolgenden  Sitzungen  des Ge-

meinderates  unentschuldigt  nicht  teilnirnmt;

d) wenn  es die Wählbarkeit  verliert  oder  der ursprüngliche

Mangel  der  Wählbarkeit  nachträglich  bekannt  wird.

(3)  Den  Antrag  auf  Erklärung  des Mandatsverlustes  nach  Abs.  2

an den Verfassungsgerichtshof  (Art.  141  Abs.  l  lit.  c des

Bundes-Verfassungsgesetzes  in der  Fassung  von  1929)  hat  der
Gemeinderat  zu stellen.

§ 14

ANZAHL  UND  EINBERUFUNG  DER  SITZUNGEN

(l)  Der Bürgermeister  hat den Gemeinderat,  so oft  es die Ge-

schäfte  erfordern  unter  Angabe  der  Verhandlungsgegenstände

einzuberufen.  Jedes Mitglied  des Gemeinderates  ist von  der

Abhaltung  der Sitzung  mindestens  fünf  Tage,  in besonders

dringenden  Fällen  24 Stunden  vorher  unter  Bekanntgabe  des

Tages,  der Stunde  und  des Beginns,  des Ortes  und  der  Tages-

ordnung  der Sitzung  zu verständigen.  Auf  die Zustellung  der

Einberufung  sind die Bestirnmungen  des Allgemeinen  Ver-

wa1tungsverfahrensgesetzes  - AVG  1950  über die Ersatzzu-

stellung  anzuwenden.

(2)  Jede Sitzung  des Gemeinderates,  die nicht  vom  Bürgermeister

einberufen  wurde,  sowie  jede  Sitzung,  zu der  nicht  alle Mit-

glieder  des Gemeinderates,  die an der Sitzung  teilzunehrnen

haben,  eingeladen  wurden,  ist ungesetzlich.

(3)  Wenn  dies von  mindestens  neun  Mitgliedern  des Gemeinde-

rates  oder  von  der Landesregierung  unter  Angabe  des Grun-

des schriftlich  verlangt  wird,  ist der  Bürgermeister  verpflich-

tet,  eine Sitzung  so einzuberufen,  daß sie innerhalb  von  zwei

Wochen  nach  Einlangen  des Antrages  stattfinden  kann.

§ 15

öFFENTLICHKEIT  DER  SITZUNGEN

(l)  Die  Sitzungen  des Gemeinderates  sind  öffentlich.  Die  öffent-

lichkeit  besteht  darin,  daß jedermann  nach  Maßgabe  des vor-

handenen  Platzes  berechtigt  ist, zuzuhören  und sich Auf-

zeichnungen  zu machen.

(2)  Die Öffentlichkeit  ist auszuschließen,  wenn  es vom  Vorsit-

zenden  oder  von  wenigstens  neun  Mitgliedern  des Gemeinde-
rates  oder  von dem Ausschuß,  in dem der Tagesordnungs-

punkt  vorberaten  wurde,  oder  vom Stadtsenat  verlangt  und

vom  Gemeinderat  nach  Entfernung  der Zuhörer  beschlos-

sen wird.  Wenn  der  Voranschlag  oder  der  Rechnungsabschluß

behandelt  wird,  darf  die Öffentlichkeit  nicht  ausgeschlossen

werden.

(3)  Die Beratung  und  die Beschlußfassung  in nicht  öffentlichen

Sitzungen  sind vertraulich;  sie dürfen  ausschließlich  für  amt-

liche  Zwecke  aufgezeichnet  werden.

§ 16

LEITUNG  DER  SITZUNGEN

(1)  Der  Bürgermeister  führt  in den Sitzungen  des Gemeinderates,

ausgenommen  den Fall  des § 9, den  Vorsitz.  Er  handhabt  die

Geschäftsordnung,  sorgt  für ihre Beachtung,  für Ruhe  und

Ordnung  und  für  die  Wahrung  des Anstandes.

(2)  Der  Vorsitzende  hat dafür  zu sorgen,  daß nur  solche  Ange-

legenheiten  durch  den Gemeinderat  behandelt  werden,  die  in

den  Wirkungsbereich  der  Stadt  fallen.

(3)  Die  Zuhörer  haben sich  5eder Äußerung zu enthalten.  Wenn
sie die Beratungen  des Gemeinderates  stören  oder  seine  Frei-

heit  beeinträchtigen,  ist  der  Vorsitzende  nach vorausge-

gangener  fruchtloser  Mahnung  zur Ordnung  berechtigt,  die

Zuhörer  aus dem  Sitzungssaal  entfernen  zu lassen.

(4)  Abordnungen  dürfen  zu  den  Sitzungen  nicht  zugelassen

werden.
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(5)  Der Vorsitzende  kann  die erforderlichen  Verfügungen  tref-

fen,  daß die Sitzung  durch  allfällige  visuelle  oder  akustische

Aufzeichnungen  (Bild-  oder Tonaufnahme)  nicht  gestört

wird.

§ 17

BESCHLUSSFÄHIGKEIT  UND  BESCHLUSSF  ASSUNG

(1)  Zur  Beschlußfähigkeit  des Gemeinderates  ist,  soweit  das Ge-

setz  nichts  anderes  bestirnmt,  die Anwesenheit  von  minde-

stens der  Hälfte  der  Mitglieder  des Gemeinderates  einschließ-

lich  des Vorsitzenden  erforderlich.

(2)  Zu einem  Beschluß  des Gemeinderates  ist, soweit  das Ge-

setz nichts  anderes  bestimmt,  die Zustirnmung  von  mehr  als

der Hälfte  der anwesenden  Mitglieder  des Gemeinderates  er-

forderlich.  Kommt  die erforderliche  Mehrheit  nicht  zustande,

so ist der  Antrag  abgelehnt.  Der  Vorsitzende  stirnmt  zuletzt

gb.

(3)  Zur  Beschlußfassung  über folgende  Angelegenheiten  ist die

Anwesenheit  von  wenigstens  zwei  Drittel  der Mitglieder  des

Gemeinderates  einschließlich  des Vorsitzenden  und  die Zu-

stimmung  von  zwei  Drittel  der Anwesenden  erforderlich:

l.  die Auflösung  des Gemeinderates  vor  Ablauf  der Funk-

tionsperiode  (§ lO Abs.  2),

2. Anträge  auf  gleichzeitige  Durchführung  der  Gemeinderats-

wahl  mit  Nationalratswahlen  oder  Landtagswahlen  (§ 10

Abs.  3),

3. die Bestellung  von  Verwaltungsausschüssen  (§ 36 Abs.  l),

4. die  Geschäftsordnung  (§ 38),

5. Anträge  auf  Änderung  des Statutes  einschließlich  Grenz-

änderungen  des Stadtgebietes  (§ 43 Abs.  l Z. l),

6 , die Veräußerung  oder  Verpfändung  unbeweglicher  Sachen

im  Werte  von  mehr  als drei  Millionen  Schilling,

7 , die Aufnahrne  von  Darlehen  oder  die Leistung  von  Bürg-

schaften  durch  die Stadt,  wenn  das Darlehen  oder  die  Bürg-

schaft  den Betrag  von  sechs Millionen  Schilling  übersteigt.

(4)  Sind  weniger  als vierundzwanzig  Mitglieder  des Gemeinde-

rates anwesend,  so ist neuerlich  eine Sitzung  einzuberufen,

bei der für die Behandlung  der im Abs.  3 Z. l bis 7 aufge-

zählten  Angelegenheiten  die  Bestirnmung  des Abs.  l gilt.

(5)  Eine  Beschlußfassung  über  Gegenstände,  die nicht  auf  der  Ta-

gesordnung  stehen,  ist nur  irn Falle  der  Dringlichkeit  zulässig.

Über  die Dringlichkeit  entscheidet  der Gemeinderat.  Hiezu

steht  jeder  Fraktion  eine  Wortmeldung  zu.

§ 18

AUSüBUNG  DES  STIMMRECHTES  UND  ABSTIMMUNG

(l  ) Die  Mitglieder  des Gemeinderates  haben  ihr  Stimmrecht  per-

sönlich  auszuüben;  eine Stirnmenthaltung  ist zulässig,  sie gilt

als Ablehnung  des Antrages.

(2)  Die Abstimmung  über  verschiedene  Anträge  zu einem  Ver-

handlungsgegenstand  ist derart  zu reföen,  daß der  Wille  der

Mehrheit  des Gemeinderates  durch  die  Abstimmung  eindeutig

zum  Ausdruck  gebracht  werden  kann.

(3)  Soweit  gesetzlich  nicht  etwas  anderes  bestimmt  ist,  hat  die

Abstimmung  durch  Erheben  der Hand  oder  durch  Aufstehen

zu erfolgen.  Sofern  nicht  geheim  abzustimmen  ist,  kann  der

Gemeinderat  beschließen,  daß namentlich  abzustimmen  ist.

Wenn  es ein Drittel  der anwesenden  Stimmberechtigen  ver-

langt  und gesetzliche  Bestimmungen  dem nicht  entgegen-

stehen,  ist jedenfalls  geheim  mit  Stirnmzetteln  abzustirnmen.

§ 19

BEIZIEHUNG  SACHKUNDIGER  PERSONEN

(l)  Der  Magistratsdirektor  hat an den Sitzungen  des Gemeinde-

rates  teilzunehrnen.  Der  Vorsitzende  kann  föm  zur  sachlichen

und  rechtlichen  Aufklärung  das Wort  erteilen.

(2)  Der  Vorsitzende  kann  für bestirnmte  Verhandlungsgegen-

stände  Bedienstete  der Stadt  sowie  andere  sachkundige  Per-

sonen  den  Sitzungen  des Gemeinderates  zur Auskunftser-

teilung  beiziehen.
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§ 20

VERHANDLUNGSSCHRIFT

(l)  über 3ede Verhandlung des Gemeinderates ist eine Ver-
handlungsschrift  zu führen,  in die alle  Anträge  und  Beschlüs-

se sowie  das Abstimmungsergebnis  und  eine Darstellung  des

wesentlichen  Sitzungsverlaufes  aufgenommen  werden  müssen.

Die Verhandlungsschrift  ist vom  Vorsitzenden  und  zwei  wei-

teren  Mitgliedern  des Gemeinderates  zu unterfertigen  und  soll

jeder  Fraktion  binnen  zwei  Monaten  zugesandt  werden.

(2)  Die Verhandlungsschrift  ist unverzüglich  nach  Fertigstellung

beim  Magistrat  aufzulegen.  Hegt  ein Mitglied  des Gemeinde-

rates gegen die Fassung  oder  den Inhalt  der Verhandlungs-

schrift  Bedenken,  so hat es diese dem Vorsitzenden  mitzu-

teilen.  Wenn  dieser  die Bedenken  begründet  findet,  hat  er die

Berichtigung  vorzunehrnen.  Findet  der  Vorsitzende  hingegen

die Bedenken  und  damit  die geforderte  Berichtigung  unbe-

gründet,  so kann  das Mitglied  einen  Antrag  auf  Berichtigung

der  Verhandlungsschrift  an den  Gemeinderat  stellen.

(3)  Die  Verhandlungsschriften  über  öffentliche  Sitzungen  können

auf  Verlangen  von  jedermann  eingesehen  werden.

§ 21

VOLLZUG  DER  BESCHLüSSE

(l  ) }eder  gültige  BeschIuß  des Gemeinderates  ist  außer  in den  im

Abs.  2 angeführten  Fällen  vom  Bürgermeister  zu vollziehen.

Der  Bürgermeister  hat  sich  hiebei  des nach  seinem  Geschäfts-

bereich  sachlich  in  Betracht  kommenden  Mitgliedes  des

Stadtsenates  zu bedienen.

(2)  Erachtet  der Bürgermeister,  daß ein Beschluß  des Gemeinde-

rates bestehende  Gesetze  oder  Verordnungen  verletzt  oder

der Stadt  wesentlichen  Schaden  zufügt,  so ist er verpflichtet,

mit  der Vollziehung  innezuhalten  und  binnen  sechs Wochen

unter  Bekanntgabe  der Gründe  die Angelegenheit  dem qe-

meinderat  zur  neuerlichen  Verhandlung  und  Beschlußfassung

vorzulegen.  Verbleibt  der Gemeinderat  bei seinem  Beschluß,
so ist dieser  zu vollziehen.

II.  Abschnitt

DER  BüRGERMEISTER

§ 22

WAHL  UND  AMTSDAUER

(l)  Der  Bürgermeister  ist in der konstituierenden  Sitzung  (§9)

nach  Angelobung  der Mitglieder  des Gemeinderates  aus des-

sen Mitte  auf  Grund  von  Wahlvorschlägen  zu wählen.  Wählbar

ist, wer  einer  irn Gemeinderat  vertretenen  Wahlpartei  ange-

hört,  die einen  Wahlvorschlag  gemäß  Abs.  2 einreichen  kann.

(2)  Wahlvorschläge  können  nur  von  jenen  irn Gemeinderat  ver-

tretenen  Wahlparteien  eingereicht  werden,  denen  nach  den

Bestirnmungen  des § 27 Anspruch  auf  Vertretung  im Stadt-

senat  zukommt.  Diese  Berechnung  hat  der  Vorsitzende  vorzu-

nehmen.  Wahlvorschläge  müssen  von  mehr  als der  Hälfte  der

der  jeweiligen  Wahlpartei  angehörigen  Mitglieder  des Ge-

meinderates  unterschrieben  sein  und sind vor Beginn  der

Wahlhandlung  dem  Vorsitzenden  schriftlich  zu übergeben.

(3)  Kornmt  bei der ersten  Wahl  eine absolute  Stimmenmehrheit

der  anwesenden  Mitglieder  des  Gemeinderates  nicht  zu-

stande,  so ist eine  zweite  Wahl  vorzunehmen.  Ergibt  sich  auch

bei dieser  keine  absolute  Stirnmenmehrheit  der anwesenden

Mitglieder  des Gemeinderates,  so ist eine engere  Wahl  oder  -

unter  den Voraussetzungen  gemäß  Abs.  6 - eine dritte  Wahl

durchzuführen.

(4)  Bei  der engeren  Wahl  haben  sich  die Wählenden  auf  jene  zwei

Mitglieder  des Gemeinderates  zu beschränken,  welche  bei  der

zweiten  Wahl  die meisten  gültigen  Stirnmen  erhalten  haben.

Bei Stimmengleichheit  ist derjenige  in die engere  Wahl  einzu-

bezieh,en,  der auf  dem Wahlvorschlag  jener  Wahlpartei  auf-

scheint,  die über  die größere  Anzahl  von  Mandaten  im Ge-

meinderat  verfügt.  Gibt  auch  dies nicht  den  Ausschlag,  so ent-

scheidet  die Höhe  der  Parteisummen.  Bei gleichen  Partei-

summen  entscheidet  das Los,  das von  dem an der Losent-

scheidung  nicht  beteiligten,  an Jahren  jüngsten  anwesenden

Mitglied  des Gemeinderates  zu ziehen  ist. Unter  Parteisum-

men  sind  die Summen  der  gültigen  Stirnmen  zu verstehen,  die
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bei  der  Wahl  des  Gemeinderates  auf  die einzelnen  Wahl-

parteien  entfallen  sind.

(5)  In der engeren  Wahl  entscheidet  die absolute  Mehrheit  der

abgegebenen  gültigen  Stirnmen.  Jede Stirnme,  die bei der

engeren  Wahl  nicht  auf  die nach  Abs.  4 bestimmten  Personen
entfällt,  ist ungültig.

(6)  Wurde  bei der zweiten  Wahl  nur  ein, Wahlvorschlag  erstattet

und  hat  sich  für  diesen  keine  absolute  Stirnmenmehrheit  der

anwesenden  Mitglieder  des Gemeinderates  ergeben,  so ist eine

dritte  Wahl  durchzuführen.  Hiebei  sind Wahlvorschläge  im

Sinne  des Abs.  2 einzubringen.  In der dritten  Wahl  entschei-

det die relative  Mehrheit  der abgegebenen  gültigen  Stimmen.

(7)  Ergibt  sich bei der engeren  oder  bei  der  dritten  Wahl  Stim-

mengleichheit,  so gilt derjenige  als gewählt,  der auf  dem

Wahlvorschlag  jener  Wahlpartei  aufscheint,  die  über  die

größere  Anzahl  von  Mandaten  ö  Gemeinderat  verfügt.  Gibt

auch  dies nicht  den Ausschlag,  so entscheidet  die Höhe  der

Parteisummen  (Abs.  4 letzter  Satz).  Bei gleichen  Parteisum-

men  entscheidet  das Los,  das von dem an der  Losentschei-

dung  nicht  beteiligten,  an Jahren  jüngsten  anwesenden  Mit-

glied  des Gemeinderates  zu ziehen  ist.

(8)  Werden  keine  oder  nur  ungültige  Wahlvorschläge  eingebracht,

so können  für  jedes  Mitglied  des Gemeinderates,  das einer

Wahlpartei  angehört,  der ein Anspruch  auf  Vertretung  im

Stadtsenat  zukommt,  Stimmen  abgegeben  werden.  Für  die

W4h1 finden  die Bestimmungen  der Abs. 3 bis 5 sowie 7 sinn-
gemäß  Anwendung.

(9)  Der  Bürgermeister  wird  auf  die Dauer  der Funktionsperiode
des Gemeinderates  gewählt.

(10)  Der Bürgermeister  bleibt  solange  im Amt,  bis der neu ge-

wählte  Bürgermeister  angelobt  ist,

§ 23

GELöBNIS

(l)  Der  Bürgermeister  hat vor  Antritt  seines Amtes  vor  dem  Ge-

meinderat  folgendes  Gelöbnis  zu leisten:  "Ich  gelobe,  die

Bundesverfassung  der  Republik  Österreich,  die Verfassung

des Landes  Oberösterreich  und alle übrigen  Gesetze  getreu

zu beachten  und  meine  Pflichten  nach  bestem  Wissen  und  Ge-

wissen  zu erfüllen."  Die Beifügung  einer  religiösen  Beteue-

rung  ist  zulässig.

(2)  Die  Bestimmungen  über  das vom  Bürgermeister  dem Landes-

hauptmann  zu leistende  Gelöbnis  werden  hiedurch  nicht  be-
rifört.

§ 24

BEZÜGE

(l)  Dem  Bürgermeister  gebühren  für  die Dauer  seines Amtes  an-
gemessene  Funktionsbezüge.

(2)  Der  Bürgermeister  erhält  nach  Ausscheiden  aus seiner  Funk-

tion,  sobald  er dienstunfähig  ist oder  das sechzigste  Lebens-

jahr  vollendet  hat  und  wenn  seine  Funktion  wenigstens  sechs

Jahre  gedauert  hat,  monatliche  Ruhebezüge.

(3)  Stirbt  ein Bürgermeister  oder  ein Empfänger  eines Ruhebe-

zuges im Sinne  des Abs.  2, so erhalten  die Hinterbliebenen

Versorgungsbezüge  und  einen  Todesfallbeitrag.

(4)  Die Bezüge  gemäß  Abs.  l bis 3 hat der Gemeinderat  durch

Verordnung  festzusetzen,  wobei  - soweit  im vorstehenden

nichts  anderes  bestimmt  ist - die Bestirnmungen  über  die  Ent-

schädigung  des Landeshauptmannes  sowie  die Bestimmungen

über  die Ruhe-  und  Versorgungsbezüge  und  den Todesfallbei-

trag für  den Landeshauptmann  sinngemäß  mit  der  Maßgabe

anzuwenden  sind,  daß die Bezüge  für  den Bürgermeister  acht-

zig v. H. jener  für den Landeshauptmann  nicht  übersteigen

dürfen.  Bei der Festsetzung  der Funktionsbezüge  ist auf  die

durch  die Funktion  bedingte  Arbeitsbelastung  Bedacht  zu
nehrnen.

(5)  Solange  der  Anspruch  auf  Funktionsbezüge  besteht,  ruht  der

Funktionsbezug  als Mitglied  des Gemeinderates  (§ ll  Abs.  6),
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(6)  Auf  die  Bezüge  kann  nicht  verzichtet  werden.

§ 25

VERTRETUNG  DES  BüRGERMEISTERS

Der  Bürgermeister  wird  in allen  Befugnissen  und  Angelegenheiten
durch  den nach  § 27 Abs.  8 berufenen  Vizebürgermeister  ver-
trete'n  (geschäftsführender  Vizebürgermeister).  Als Vorstand des
Magistrates  wird  der  Bürgermeister  auch  durch den Magistrats-
direktor  vertreten.

§ 26

VORKEHRUNGEN  FüR  DEN FALL  DER VORZEITIGEN
ERLEDIGUNG  DER STELLE  DES BüRGERMEISTERS

Kommt  die  Stelle des Bürgermeisters während der Arntsdauer  zur
Erledigung,  so hat der zur Vertretung  berufene Vizebürgermeister
inzwischen  die Geschäfte fortzuführen  und zur Wahl des Bürger-
meisters  den Gemeinderat  binnen einer Woche zu einer längstens
binnen  einer  weiteren  Woche abzuhaltenden  Gemeinderatssitzung
einzuladen  und  die Wahlhandlung  zu leiten. Für diese Wahl gelten
die  Bestimmungen  des § 22 sinngemäß.

m.  Abschnitt

DER  ST  ADTSENAT

§ 27

ZUSAMMENSETZUNG  UND  WAHL

(1)  Der  Stadtsenat besteht aus dem Bürgermeister,  den Vize-
bürgermeistern  und  weiteren  Mitgliedern,  die den Titel
55Stadtrat"  führen.  Der Anspruch im Gemeinderat  vertre-
tener  Wahlparteien  auf Vertretung  im Stadtsenat bestirnmt
sich  nach  Abs.  3.

(2) Der  Gemeinderat  wählt in der konstituierenden  Sitzung (§ 9)
aus seiner  Mitte  die Vizebürgermeister  und die Stadträte; die
Anzahl  der Vizebürgermeister  und der Stadträte hat der Ge-
meinderat  jeweils nach den Bedürfnissen der Gemeindever-

waltung  festzusetzen;  diese  darf  mit  Einrechnung  des Bür-

germeisters  die  Zahl  neun  nicht  unterschreiten,

(3)  Die Mandate  der Vizebürgermeister  und  der  Stadträte  sind

auf  die im Gemeinderat  vertretenen  Wahlparteien  nach  fol-

gender  Berechnung  aufzuteilen:  Die  Zahlen  der  Mandate  der

einzelnen  Wahlparteien  irn  Gemeinderat  sind,  nach  ihrer

Größe  geordnet,  nebeneinander  zu schreiben;  unter  jede  die-

ser Zahlen  ist die Hälfte  zu schreiben,  darunter  das Drittel,

das Viertel  usw.  Alle  so angeschriebenen  Zahlen  sind  nach

ihrer  Größe  geordnet  und  beginnend  mit  der  größten  Zahl,

mit  Leitzahlen  (1,  2, 3 usw.)  bis zur  Anzahl  der  im Stadt-

senat zu  vergebenden  Mandate  bzw.  bis  zur  Anzahl  ader
Vizebürgermeister  zu  numerieren.  Die  auf  diese  Weise  mit  der

jeweiligen  höchsten  Leitzahl  bezeichnete  Zahl  ist die Wahl-

zahl.  Jede  Wahlpartei  erhält  so viele  Mandate,  wie  die  Wahl-

zahl  in der  Zahl  ihrer  Mandate  im  Gemeinderat  enthalten  ist.

Gibt  die  Berechnung  unter  Zugrundelegung  der  Mandate  der

einzelnen  Wahlparteien  irn  Gemeinderat  nicht  den  Ausschlag,

so sind  der  Berechnung  die Parteisummen  (das  sind  die  Sum-

men  der  gültigen  Stimmen,  die bei  der  Wahl  des Gemeinde-

rates  auf  die  einzelnen  Wahlparteien  entfallen  sind)  zugrunde-

zulegen.  Ergeben  sich  auch  hienach  auf  ein Mandat  gleiche

Anspriiche,  so entscheidet  das Los,  das von  dem  an Jahren

jüngsten  anwesenden  Mitglied  des Gemeinderates  zu ziehen

ist. Bei der  Aufteilung  der  Mandate  der  Stadträte  sind  der

Bürgermeister  und  die Vizebürgermeister  auf  die Liste  ihrer

Wahlpartei  anzurechnen.

(4)  Die  WahIparteien  haben  nach  Maßgabe  der  ihnen  zustehenden

Mandate  beim  Vorsitzenden  spätestens  in der  Sitzung,  auf

deren  Tagesordnung  die  betreffende  Wahl  steht,  Wahlvor-

schläge  zu überreichen,  die von  mehr  als der  Hälfte  der  der

jeweiligen  Wahlpartei  angehörigen  Mitglieder  des Gemeinde-

rates  unterschrieben  sein  müssen.  Diese  Wahlvorschläge  haben

so viele  Namen  von  Mitjliedern  des Gemeinderates  zu enthal-

ten,  wie der  Wahlpartei  an Mandaten  zukommen,  und  die

Mandate  zu bezeichnen,  für  die die einzelnen  Vorschläge  gel-

ten.  Die  Vizebürgermeister  und  die  Stadträte  sind  je in einem

Wahlgang  von  den  Gemeinderatsmitgliedern  jener  Wahlpartei,

die den  Wahlvorschlag  erstattet  hat,  mit  absoluter  Mehrheit
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der abgegebenen  gültigen  Stirnmen  zu wählen.  Hiebei  ist die
Anwesenheit  von  jeweils  der Hälfte  der dabei  Wahlberechtig-
ten erforderlich.

(5)  Wird für die Wahl der Vizebürgermeister  und der Stadträte
ein  gemeinsamer  Wahlvorschlag  aller auf Vertretung  im
Stadtsenat  anspruchsberechtigten  Wahlparteien  eingebracht,
so  sind die Vizebürgermeister  und die Stadträte  vom Ge-
meinderat  in  einem gemeinsamen  Wahlgang  mit absoluter
Mehrheit  der abgegebenen  gültigen  Stirnmen  zu wählen.  Für
den  gemeinsamen  Wahlvorschlag  gelten  die Bestimmungen
des ersten  und  zweiten  Satzes des Abs.  4 sinngemäß  mit  der
Maßgabe,  daß der gemeinsame  Wahlvorschlag  von mehr  als
der Hälfte  der Mitglieder  jeder  anspruchsberechtigten  Wahl-
partei  unterschrieben  sein muß.

(6)  Wird  bei den Wahlen  von einer  Wahlpartei,  die zur  Einbrin-
gung eines Wahlvorschlages  berechtigt  ist, kein  oder  nur  ein
ungültiger  Wahlvorschlag  eingebracht  oder ist bei solchen
Wahlen  nicht  zumindest  die Hälfte  der dabei  wahlberechtig-
ten Mitglieder  des Gemeinderates  anwesend,  so ist innerhalb
von zwei  Wochen  eine neuerliche  Sitzung  des Gemeinderates
einzuberufen,  bei der die Wahlen  durchzuführen  sind. Wird
auch  dann  von  einer  Wahlpartei  kein  oder  nur  ein ungültiger
Wahlvorschlag  eingebracht  oder  ist nicht  zumindest  die Hälfte
der dabei  wahlberechtigten  Mitglieder  des Gemeinderates  an-
wesend,  so geht das Recht  der Besetzung  der für die betref-
fende Wahlpartei  in Frage kommenden  Mandate  für diesen
Wahlgang  auf  den gesamten  Gemeinderat  über.  Dabei  können
für jedes Mitglied  des Gemeinderates,  das einer  Wahlpartei
angehört,  der ein Anspruch  auf Vertretung  im Stadtsenat  zu-
kommt,  Stirnmen  abgegeben  werden.  In einem soIchen  Fall
ist jedes dieser Mandate  in einem eigenen  Wahlgang  zu be-
setzen. Für  diese Wahlen  finden  die Bestirnmungen  des § 22
Abs.  3 bis 5 sowie  7 sinngemäß  Anwendung.

(7)  Auf  die Wahl  einzelner  Vizebürgermeister  oder  Stadträte  fin-
den die vorstehenden  Bestimmungen  sinngemäß  Anwendung.

(8)  Die Reihenfolge,  in der die Vizebürgermeister  den Bürger-
meister  zu vertreten  haben,  ist vom Bürgermeister  nach  der

Reihenfolge,  in der die Wahlparteien  zur Nominierung  be-
rechtigt  sind,  zu bestimmen.

(9)  Mitglieder  des Stadtsenates  dürfen  miteinander  nicht  ver-

ehelicht  oder irn ersten oder zweiten  Grad verwandt  oder
verschwäg,ert  sein.

§ 28

GELÖBNIS

(1 ) Die Vizebürgermeister  und die Stadträte  haben vor  Antritt
ihres Amtes  vor dem Gemeinderat  folgendes  Gelöbnis  zu

leisten:  55Ich gelobe,  die  Bundesverfassung  der  Republik
Osterreich,  die Verfassung  des Landes  Oberösterreich  und  alle
übrigen  Gesetze  getreu  zu beachten  und  meine  PfIichten  nach
bestem  Wissen und Gewissen  zu erfüllen."  Die Beifügung  ei-
ner religiösen  Beteuerung  ist zulässig.

(2)  Die Bestimmungen  über das von  den Vizebürgermeistern  dem
Landeshauptmann  zu leistende  Gelöbnis  werden  hiedurch
nicht  berifört,

§ 29

BEZüGE

Für die Vizebürgermeister  und die Stadträte  gilt § 24 sinngemäß
mit  der Maßgabe,  daß die Bezüge für die Vizebürgermeister  fünf-
undachtzig  v. H. und jene für die Stadträte  fünfundsiebzig  v. H.
der Bezüge für den Bürgermeister  nicht  übersteigen  dürfen.  Bei
der Festsetzung  der Bezüge ist auf  die durch  die Funktion  bedingte
Arbeitsbelastung  Bedacht  zu nehmen.  Die vorstehend  angeführten

Höchstsätze  dürfen  nur  bei hauptberuflicher  Ausübung  der Funk-
tion  erreicht  werden.

§ 30

DAUER  DER  AMTSFÜHRUNG

(1)  Die  Vizebürgermeister  und die  Stadträte  werden  auf die
Dauer  der Funktionsperiode  des Gemeinderates  gewählt.  Sie
bleiben  solange  irn Amt,  bis die neu gewählten  Mitglieder  des
Stadtsenates  angelobt  sind.
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(2)  Das Amt  eines  Mitgliedes  des Stadtsenates  erlischt  :
a) durch  schriftliche  Erklärung  des Verzichtes  zu Handen  des

Bürgen'neisters,  wobei  hinsichtlich  der Rechtswirkungen

der  Verzichtserklärung  § 13 Abs.  1 sinngemäß  gilt,

b)  durch  Verlust  des Gemeinderatsmandates,

c) wenn  es aus der  Wahlpartei,  in deren  Wahlvorschlag  es auf-

genommen  war,  austritt  oder  ausgeschlossen  wird,

d) durch  Abberufung  (Abs.  5).

(3)  Die  Mitgliedschaft  zum  Gemeinderat  wird  irn Falle des Abs.
2 lit.  a, c und  d nicht  beihrt.

(4)  Kommt  die Stelle  eines Vizebügermeisters  oder  eines Stadt-
rates  während  der Amtsdauer  zur  Erledigung,  so hat  binnen

zwei  Wochen  die Neuwahl  zu erfolgen.  In  diesem  Fall,  ferner

bei länger  dauernder  Abwesenheit  oder  Verhinderung  hat  die

Geschäfte  ein Veitreter  aus dem Kreis  der Mitglieder  des

Stadtsenates  oder  des Gemeinderates  zu führen,  den der

Bürgermeister  auf Vorschlag  der Wahlpartei  des zu Vertre-

tenden  zu bestimmen  hat;  dies gilt  jedoch  nicht  für  die Ver-

tretung  eines Vizebürgermeisters  in seiner  Funktion  gemäß

§ 25.

(5)  Der Bürgermeister,  die Vizebürgermeister  und  die Stadträte

können  von  ihrem  Amt  als Mitglied  des Stadtsenates  auf

Grund  eines  Mißtrauensantrages  abberufen  werden.  Der  Miß-

trauensantrag  kann  von jenen  Mitgliedern  des Gemeinde-
rates  gestellt  sverden,  die bei der Wahl  des betreffenden  Mit-

gliedes  des Stadtsenates  stimmberechtigt  waren.  Ist ein sol-

ches Mitglied  inzwischen  ausgeschieden,  so ist an seiner  Stel-

le  das  nachberufene  Mitglied  antragsberechtigt.  Der Miß-

trauensantrag  ist schriftlich  einzubringen  und  zu begründen;

er ist gültig,  wenn  er von  wenigstens  zwei  Drittel  der An-

tragsberechtigten  unterschrieben  ist. Das Mitglied  des Stadt-

senates,  auf  das sich der Antrag  bezieht,  ist weder  antrags-

nOch  unterschriftsberechtigt.  Für den Beschluß  über  einen
Mißtrauensantrag  ist die  Mehrheit  von  zwei  Drittel  der

Stirnmberechtigten  erforderlich.  Hiebei  sind jene  Mitglieder

des  Gemeinderates  stimmberechtigt,  die  zur  Stellung  des

Mißtrauensantrages  berufen  sind,

§ 31

GESCHÄFTSFÜHRUNG

(l)  Der Bürgermeister  führt  in den Sitzungen  des Stadtsenates

den Vorsitz.

(2)  Der  Bürgermeister  hat  den Stadtsenat,  so oft  es die  Geschäfte

erfordern,  unter  Angabe  der  Verhand1ungsgegenstände  einzu-

berufen.  Er ist verpflichet,  eine  Sitzung  so einzuberufen,  daß

sie innerhalb  von  zwei  Wochen  nach  Einlangen  des Verlan-

gens stattfinden  kann,  wenn  dies von  mindestens  drei  Mit-

gliedern  des Stadtsenates  schriftlich  verlangt  wird.  Die Sit-

zungen  sind nicht  öffentlich.  Der Stadtsenat  kann  die Be-

rätung  und  die Beschlußfassung  über  einzelne  Verhandlungs-

gegenstände  als  vertraulich  bezeichnen.  Ein  solcher  Be-

schluß  ist mit  Zweidrittelmehrheit  zu fassen.  In diesem  Fall

sind die Mitglieder  des Stadtsenates  hierüber  zur  Verschwie-

genheit  verpflichtet;  Aufzeichnungen  dürfen  ausschließlich

für  amtliche  Zwecke  gemacht  werden.

(3)  Zur  Beschlußfähigkeit  des Stadtsenates  ist die Anwesenheit

von  mehr  äls  der Hälfte  der Mitglieder  einschließlich  des

Vorsitzenden  erforderlich.

(4)  Zu  einem  Beschluß  des Stadtsenates  ist, sofern  gesetzlich

nichts  anderes  bestimmt  ist, die Zustirnmung  von  mehr  als

der  Hälfte  der anwesenden  Mitglieder  erforderlich;  eine

Stimmenthaltung  ist zulässig,  sie gilt  als Ablehnung  des An-
trages.

(5)  Der  Magistratsdirektor  hat  an  den  Sitzungen  des  Stadt-

senates  mit  beratender  Stirnme  teilzunehrnen.  Es steht  dem

Stadtsenat  frei,  einzelne  Mitglieder  des Gemeinderates,  Be-

dienstete  der Stadt  sowie  andere  sachkundige  Personen  den

Sitzungen  mit  beratender  Stimme  beizuziehen.

(6)  Der  Stadtsenat  hat eine Geschäftseinteilung  zu beschließen,

rnit  der die in seine Zuständigkeit  fallenden  Angelegenheiten

des eigenen  Wirkungsbereiches  der Stadt  nach  Sachgebieten

geordnet  in so viele  Geschäftsbereiche  eingeteilt  werden,  als

der Stadtsenat  Mitglieder  hat. Jedem  Mitglied  des Stadtse-
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nates  ist ein Geschäftsbereich  nach  Maßgabe  der  folgenden

Bestimmungen  zu unterstellen.  Im  Rahmen  des förn  unter-

stellten  Geschäftsbereiches  obliegt  jedem  Mitglied  des Stadt-

senates  auch  die  Berichterstattung  und  Ant:ragstellung  im

Stadtsenat.  Die  Geschäftseinteilung  des  Stadtsenates  und

jede  Änderung  dieser  Geschäftseinteilung  sind im  Amts-

blatt  kundzumachen.

(7)  In  der  Geschäftseinteilung  sind unbeschadet  der  Bestim-

mungen  des  Abs.  6 jene  in  die Zuständigkeit  des Stadt-

senates  fallenden  Angelegenheiten  des eigenen  Wirkungsbe-

reiches  der Stadt  zu bezeichnen,  die von  dem  nach  der  Ge-

schäftseinteilung  zuständigen  Mitglied  des Stadtsenates  na-

mens  des Stadtsenates  zu besorgen  sind.  Dabei  ist darauf

Bedacht  zu  nehrnen,  daß Angelegenheiten  von  grundsätz-

licher  Bedeutung  oder  von  besonderer  finanzielIer,  wirtschaft-

licher  oder  kultureller  Wichtigkeit  der  kollegialen  Beratung

und  Beschlußfassung  vorbehalten  bleiben.  Insbesondere  hat

sich  der  Stadtsenat,  die  im § 44  Abs.  3 lit.  a, b, c und  e sowie

die im  § 44  Abs.  5 angeführten  Angelegenheiten  zur  kol-

legialen  Beratung  und  Beschlußfassung  vorzubehalten.

(8)  Einzelne  der  unter  Abs.  7 fallenden  Angelegenheiten  unter-

liegen  der  kollegialen  Beratung  und Beschlußfassung  des

Stadtsenates  jedoch  dann,  wenn  det  Stadtsenat  dies  be-

schließt.

(9)  Jedes  Mitglied  des Stadtsenates  kann  fallweise  für  eine  von

ihm  gemäß  Abs.  7 zu besorgende  Angelegenheit  die kol-

legiale  Beratung  und  Beschlußfassung  des Stadtsenates  be-

antragen.

(10)  In  den  in die  Zuständigkeit  des Stadtsenates  fallenden  Ange-

legenheiten  sind  die  Geschäfte  nach  den  Weisungen  des nach

der  Geschäftseinteilung  zuständigen  Mitgliedes  des  Stadt-

senates  zu besorgen.  Die  Weisungen  sind  dem  sachlich  zu-

ständigen  Abteilungsleiter  z'u erteilen.

(1l)  Das  nach  der Geschäftseinteilung  zuständige  Mitglied  des

Stadtsenates  hat den  Bürgermeister  zum  Zwecke  der Ko-

ordinierung  über  die gemäß  Abs.  7 namens  des Stadtsenates

zu treffenden  Entscheidungen  oder  Verfügungen  oder  son-

stigen  Amtshandlungen  zu unterrichten,  soweit  es sich  um

Angelegenheiten  von  grundsätzlicher  Bedeutung  handelt  oder

dadurch  der Geschäftsbereich  eines anderen  Mitgliedes  des

Stadtsenates  (Abs.  6) berührt  wird.  Die  näheren  Bestirn-

mungen  hierüber  sind  in der  Geschäftseinteilung  zu treffen.

§ 32

VOLLZUG  DER  BESCHLüSSE

(1)  Jeder  gültige  Beschluß  des Stadtsenates  ist  außer  den  irn  Abs.

2 angeführten  Fällen  vom  Bürgermeister  zu  vollziehen.

(2)  Erachtet  der Bürgermeister,  daß ein Beschluß  des  Stadt-

senates  bestehende  Gesetze  oder  Verordnungen  verletzt  oder

der  Stadt  wesentlichen  Schaden  zufügt,  so ist  er verpflichtet,

mit  der  Vollziehung  innezuhalten  und  binnen  zwei  Wochen

unter  Bekanntgabe  der  Gründe  die Angelegenheit  dem  Stadt-

senat  zur  neuerlichen  Verhandlung  und  Beschlußfassung  vor-

zulegen.

(3)  Werden  durch  den  neuerlichen  Beschluß.des  Stadtsenates  die

Bedenken  des Bürgermeisters  nicht  behoben,  so hat  der  Bür-

germeister  diese  Angelegenheit  unverzüglich  dem  Gemeinde-

rat  vorzulegen.  Erachtet  der  Gemeinderat,  daß  die  Gründe  für

das Innehalten  mit  der  Vollziehung  zutreffen,  so hat  er den

Beschluß  des Stadtsenates  aufzuheben.  Andernfalls  hat  er

den Bürgermeister  anzuweisen,  den Beschluß  zu vollziehen.

IV.  Abschnitt

DER  MAGISTRAT

§ 33

ZUSAMMENSETZUNG

(l)  Der  Magistrat  besteht  aus dem  Bürgermeister  als Vorstand,

dem  Magistratsdirektor  und  den  übrigen  Bediensteten.

(2)  Die Leitung  des inneren  Dienstes  obliegt  unter  der  unmit-

telbaren  Aufsicht  des Bürgermeisters  dem  Magistratsdirektor.

Der  Magistratsdirektor  muß  ein rechtskundiger  Verwaltungs-

beamter  sein.
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§ 34

GLIEDERUNG

(l  ) Der  Magistrat  gliedert  sich  in Magistratsabteilungen  und  die-

sen angeschlossene  Dienststellen,  auf  die die Geschäfte  nach

ihrem  Gegenstand  und  ihrem  sachlichen  Zusammenhang  auf-

zuteilen  sind. Mehrere  Magistratsabteilungen  können  erfor-

derlichenfalls  in Abteilungsgruppen  zusammengefaßt  werden.

(2)  Die  Aufteilung  der Geschäfte  wird  in der  Geschäftseinteilung

des Magistrates  festgesetzt.

(3)  Die Geschäftsgebarung,  der Geschäftsgang  und  der Schrift-

verkehr  des Magistrates  werden  durch  die Geschäftsordnung

geregelt.  In der Geschäftsordnung  ist insbesondere  auch  zu

regeln,  inwieweit  sich  der  Bürgermeister  und  die  übrigen  Mit-

glieder  des Stadtsenates  - unbeschadet  ihrer  Verantwortlich-
keit  - bei den zu treffenden  Entscheidungen  oder  Verfügun-

gen oder  sonstigen  Amtshandlungen  im Interesse  der  Zvveck-

mäßigkeit,  Raschheit  und  Einfachheit  durch  den Magistrats-

direktor  oder  durch  den zuständigen  Abteilungsleiter  ver-

treten  lassen  können.

(4)  Der  innere  Dienstbetrieb  wird  durch  eine  Dienstbetriebs-

ordnung  geregelt.

§ 35

KONTROLLAMT

(l)  Bei der  Gliederung  des Magistrates  ist  jedenfalls  ein Kontroll-
amt vorzusehen,  das die Gebarung  des Magistrates  in bezug

auf  die technerische  Richtigkeit  sowie  auf  die Zweckmäßig-

keit,  Sparsamkeit  und  Wirtschaftlichkeit  zu überprüfen  hat.

(2)  Das  Kontrollamt  erhält  seinen Auftrag  vom Gemeinderat,

vom  Stadtsenat,  vom  Prüfungsausschuß,  vom  Bürgermeister

oder  vom  Magistratsdirektor.  Der Bürgermeister  hat unver-

züglich  eine  Prüfung  durch  das Kontrollamt  anzuordnen,

wenn  dies ein Mitglied  des Stadtsenates  irn Rahrnen  seines
Geschäftsbereiches  (§ 31 Abs.  6) verlangt.  Das Kontrollamt

kann  auch  von  Amts  wegen  tätig  werden.

(3)  Das  Kontrollarnt  hat nach Abschluß  der  Prüfung  jenem

Organ,  von  dem  es den  Prüfungsauftrag  erhalten  hat,  in jedem

Fall  jedoch  dem  Bürgermeister,  dem  Prüfungsausschuß  und

dem Magistratsdirektor  zu berichten.  Innerhalb  einer  ange-

messenen  Frist  nach  A-blauf  des  Kalenderjahres  hat das

KontroIlamt  dem  Gemeinderat  einen  zusammenfassenden

Jahresbericht  über  die erfolgte  Prüfungstätigkeit  vorzulegen.

(4)  Wenn  ein Antrag  gemäß  § I I von  mindestens  einem  Drittel

der Mitglieder  des Gemeinderates  schriftlich  unterstützt  ist
und  sich  auf  einen  bestimmten  Vorgang  in einer  der  Prüfung

des Kontrollarntes  unterliegenden  Angelegenheit  der Stadt

bezieht,  ist eine Gebarungsprüfung  auch  ohne  Beschluß  des

Gemeinderates  durchzuführen.  Der Bürgermeister  hat dieses

Verlangen  unverzüglich  dem  Leiter  des Kontrollamtes  mitzu-

teilen.  Ein  weiterer  solcher  Antrag  kann  vor  Ablauf  von  sechs

Monaten  nur  gestellt  werden,  wenn  das Kontrollamt  dem  Ge-

meinderat  über die Durchführung  der Prüfung  berichtet  hat.

(5)  Weisungen  an den Leiter  des Kontrollamtes  in bezug  auf  den

Inhalt  und  den Umfang  seiner  Feststellungen  sind  schriftlich
zu erteilen  und  dem  betreffenden  Kontrollbericht  beizufügen.

(6)  Über  die Bestellung  und  Abberufung  des Leiters  des Kontroll-

amtes  ist dem  Gemeinderat  jeweils  vom  Bürgermeister  vorher
zu berichten,

V.  Abschnitt

§ 36

AUSSCHüSSE

(l)  Der  Gemeinderat  kann  aus seiner  Mitte  nach  Bedarf  Aus-

schüsse zur  Vorberatung  von Anträgen  und  zur  Abgabe  von

Gutachten  bcstellen.  Er hat  jedenfalls  einen  Prüfungsausschuß

zu bestellen,  dem  neben  dem  Recht  der  Auftragserteilung  ge-

mäß § 35 Abs.  2 insbesondere  auch  die Behandlung  sämt-

licher  Berichte  des Kontrollamtes  zukommt.  Ferner  kann  der
Gemeinderat  auf  Antrag  des Stadtsenates  für  Unternehmun-

gen  der  Stadt  besondere  Verwa1tungsausschüsse  bestellen.
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(2)  Die  irn Gemeinderat  vertretenen  Fraktionen  haben  nach  Maß-

gabe ihrer  Stärke  Anspruch  auf  Vertretung  in den Ausschüs-

sen. Im Prüfungsausschuß  hat jedoch  jede  irn Gemeinderat

vertretene  Fraktion  unbeschadet  förer  Stärke  Anspruch  auf

Vertretung.  Bezüglich  des Wahlverfahrens  findet  § 27 sinn-

gemäß  Anwendung;  ist danach  im  Prüfungsausschuß  eine

Fraktion  nicht  vertreten,  ist dieser  Ausschuß  um  ein Mit-

glied  (Ersatzmitglied)  dieser  Fraktion  zu erweitern.  Steht  ei-

ner Fraktion  kraft  ihrer  Stärke  kein  Anspruch  auf  Vertretung

in den übrigen  Ausschüssen  zu, ist sie berechtigt,  einen  Ver-

treter  mit  beratender  Stimme  zu nominieren.

(3)  Der  Stadtsenat  kann  bestirnmte  Gruppen  von  Verhandlungs-

gegenständen  oder  einzelne  Verhand1ungsgegenstände  seines

Wirkungskreises  einem  Ausschuß  des Gemeinderates  zur  Vor-

beratung  zuweisen.

(4)  Jeder  Ausschuß  hat das Recht,  selbständig  Anträge  auf  Fas-

sung von  Beschlüssen  zu stellen,  die mit  der  dem  Ausschuß

zugewiesenen  Angelegenheit  in inhaltlichem  Zusammenhang

stehen.  Weiters  ist jeder  Ausschuß  berechtigt,  in Angelegen-

heiten  seines Wirkungskreises  von den Abteilungsleitern  Be-

richte  abzufordern,  Augenscheine  vorzunehrnen,  Urkunden,

Rechnungen  und  sonstige  Geschäftsstücke  einzusehen  und  Er-

hebungen  zu pflegen.

(5)  Die Zusammensetzung  der  Ausschüsse,  die Anzahl  förer  Mit-

glieder  sowie  ihren  Wirkungskreis  bestimmt  der Gemeinde-

rat. Es steht  den Ausschüssen  frei,  den Sitzungen  sachkun-
dige Personen,  die nicht  Mitglieder  des Gemeinderates  sind,

rnit  beratender  Stirnme  beizuziehen,  desgleichen  Mitglieder

des Gemeinderates,  die nicht  Ausschußmitglieder  sind.  Die

Sitzungen  sind  nicht  öffentlich.

(6)  Jeder  Ausschuß  wählt  aus seiner  Mitte  einen  Obmann  und

einen  Stellvertreter.  Die Obmannstellen  der Ausschüsse  des

Gemeinderates  sind  auf  die im Gemeinderat  vertretenen  Frak-

tionen  unter  sinngemäßer  Anwendung  des § 27 Abs,  3 auf-

zuteilen.  Der  Obmann  des Prüfungsausschusses  darf  der  Frak-

tion,  die den  Bürgermeister  stellt,  nicht  angehören.  Jeder  Aus-

schuß  ist beschlußfähig,  wenn  einschließlich  des Obmannes

mehr  als die Hälfte  der  Mitglieder  anwesend  ist.  Zu  einem  Be-

schluß  ist die Zustirnmung  von  mehr  als der  Hälfte  der  in be-

schlußfähiger  Anzahl  anwesenden  Mitglieder  erforderlich.

Kommt  die erforderliche  Mehrheit  nicht  zustande,  so ist der

Antrag  abgelehnt.  Stirnmenthaltung  ist zulässig.

(7)  Der  Bürgermeister,  das zuständige  Mitglied  des Stadtsenates

sowie  der  Magistratsdirektor  sind  berechtigt,  an den  Beratun-

gen der Ausschüsse  teilzunehrnen.  Sie müssen  auf  för  Verlan-

gen  gehört  werden.

VI.  Abschnitt

§ 37

BEFANGENHEIT

(l)  Die  Mitglieder  der  Kollegialorgane  der  Stadt  sind  von  der  Be-

ratung  und der Beschlußfassung  über einen  Verhandlungs-

gegenstand  ausgeschlossen:

l.  in Sachen,  in denen  sie selbst,  der andere  Eheteil  bzw.

Lebensgefährte,  ein Verwandter  oder  Verschwägerter  in

auf-  oder  absteigender  Linie,  ein Geschwisterkind  oder  eine

Person,  die noch  näher  verwandt  oder  irn gleichen  Grad

verschwägert  ist,  beteiligt  sind,

2. in Sachen  förer  Wahl-  oder  Pflegeeltern,  Wahl-  oder  Pflege-

kinder,  ihres  Mündels  oder  Pflegebefohlenen,

3. in Sachen,  in denen  sie als Bevollrnächtigte  einer  Partei  be-

bestellt  waren  oder  noch  bestellt  sind,

4. wenn  sonstige  wichtige  Gründe  vorliegen,  die geeignet  sind,

ihre  volle  Unbefangenheit  in Zweifel  zu setzen.

(2)  Der  Befangene  hat  jedoch  auf  Verlangen  der  Beratung  zur  Er-

teilung  von  Auskünften  beizuwohnen.

(3)  Die Befangenheitsgründe  des Abs.  l gelten  auch  für  die  nicht

in kollegialer  Beratung  und  Beschlußfassung  durchzuführende

Tätigkeit  des Bürgermeisters  und  der  sonstigen  Mitglieder  des

Stadtsenates  sowie  der  übrigen  Organe  der Stadt.  Bei Gefahr

imVerzug  hat jedoch  das befangene  Organ  die unaufschieb-

baren  Amtshandlungen  selbst  vorzunehmen.
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(4)  Die  in den  Abs.  1 und  3 genannten  Personen  haben  ihre  Be-

fangenheit  selbst wahrzunehmen.  Im Fall des Abs. l hat 5e-
doch  nicht  das betreffende  Mitglied,  sondern  das Kollegial-

organ  zu entscheiden,  ob ein Befangenheitsgnind  vorliegt.

(5)  Befangenheit  liegt  nicht  vor,  wenn  jemand  an der  Sache  ledig-

lich  als Angehöriger  einer  Berufsgruppe  oder  einer  Bevölke-

rungsgruppe  beteiligt  ist,  deren  gemeinsame  Interessen  durch

den Verhand1ungsgegenstand  oder  die Amtshandlung  berührt

werden  und  deren  Interesse  der Betreffende  zu vertreten  be-

rufen  ist.

(6)  Durch  die vorstehenden  Bestimmungen  werden  verwaltungs-

verfahrensgesetzliche  Vorschriften  über  die Befangenheit  von

Verwaltungsorganen  nicht  berührt.

VII.  Abschnitt

§ 38

GESCHÄFTSORDNUNG  DER  KOLLEGIALORGANE  UND

DER  AUSSCHüSSE

(l)  Der  Gemeinderat  hat Geschäftsordnungen  für  den  Gemeinde-

rat und  seine  Ausschüsse  sowie  für  den Stadtsenat  zu erlassen.

Die Geschäftsordnungen  haben  jedenfalls  die näheren  Vor-

schriften  über die Einberufung  und  den Geschäftsgang  der

Sitzungen  zu enthalten.

(2)  Die  Geschäftsordnung  für  den Gemeinderat  hat  insbesondere

zu regeln:

a) daß Anträge  von Mitgliedern  des Gemeinderates  gemäß

§ ll  Abs.  l von  einer  bestimmten  Anzahl  von  Mitgliedern

des Gemeinderates,  die - unter  Einrechnung  des Antrag-

stellers  - drei  nicht  übersteigen  darf,  unterstützt  sein müssen;

b) daß vor  Eingehen  in die Tagesordnung  der  Vorsitzende  ei-

ne  Umstellung  der Verhandlungsgegenstände  vornehmen

und de,r Gemeinderat  mit  einer  Mehrheit  von  zwei  Drittel

der  Anwesenden  beschließen  kann,  daß ein Verhandlungs-

gegenstand  von  der  Tagesordnung  abgesetzt  wird;

c) daß Dringlichkeitsanträge  (§ 17 Abs.  5) von  einer  bestimm-

ten Anzahl  von  Mitgliedern  des Gemeinderates,  die - unter

Einrechnung  des Antragstellers  - sechs nicht  übersteigen

darf,  unterstützt  sein müssen  und  daß ein Dringlichkeitsan-

trag sofort  in Verhandlung  zu nehmen  ist,  wenn  dies  der

Gemeinderat  mit  einer  Mehrheit  von  zwei  Drittel  der  An-

wesenden  beschließt;

d)daß  für die Behandlung  jedes Verhandlungsgegenstandes

ein  Berichterstatter  zu bestellen  ist;

e) unter  welchen  Bedingungen  im  Sinne  einer  Konzentra-

tion  des Verfahrens  und  der Aufrechterhaltung  der Ord-

nung  in der Sitzung  die Redezeit  der einzelnen  Mitglieder

des Gemeinderates  beschränkt  werden  kann;

f) daß der  Bürgermeister  verpflichtet  ist,  einen  in die Zustän-

digkeit  des Gemeinderates  fallenden  Gegenstand  in die  Ta-

gesordnung  der nächsten  Sitzung  aufzunehrnen,  wenn  dies

von wenigstens  drei  Mitgliedern  des Gemeinderates  zwei

Wochen  vor  der  Sitzung  in einem  schriftlichen  Antrag  ver-

langt  wird;  dies  gilt  jedoch  nicht  für  Anträge  zur  Geschäfts-

behandlung;

g) daß jedes  Mitglied  des Gemeinderates  zu einem  ordnungs-

gemäß  in Behandlung  genommenen  Antrag  bis zum  Schluß

der Verhandlung  Abänderungs-  oder  Zusatzanträge  sowie

einen  Unterbrechungsantrag  stellen  kann;  Abänderungs-

und  Zusatzanträge  sind  schriftlich  zu verfassen;

h)  die näheren  Bestimmungen  über  das Recht  der  Mitglieder

des Gemeinderates,  die die Stadt  betreffenden  Probleme  an

den  Gemeinderat  heranzutragen;

i) daß der Vorsitzende  berechtigt  ist,  zur  Sicherung  des ord-

nungsgemäßen  Verlaufes  der  Sitzungen  Maßnahmen  gegen

Mitglieder  des Gemeinderates,  die bei den Verhandlungen

den gebotenen  Anstand  verletzen  oder  persönliche  Angrif-

fe vorbringen  oder  die von  der Sache  abschweifen,  zu er-

greifen;  als solche  Maßnahrnen  können  Ermahnungen,  der

Ruf  zur Ordnung  oder  zur Sache oder  bei wiederholten

Verstößen  nach  vorheriger  Androhung  die Entziehung  des

Wortes  vorgesehen  werden;

j) unter  welchen  Voraussetzungen  ein Mitglied  des Gemein-

derates  die Benifung  in einzelne  Ausschüsse  und  die Wahl

zum  Obmann  oder  Obmannstellvertreter  eines  Ausschusses

ablehnen  kann;  hiebei  ist die Tätigkeit  des einzelnen  Mit-

gliedes  des Gemeinderates  als Mitglied,  Obmann  oder  Ob-

mannstellvertreter  anderer  Ausschüsse  oder  als Mitglied  des
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Stadtsenates  und der  Umfang  dieser  Tätigkeit  entspre-

chend  zu berücksichtigen;

k)  daß in jeder  Sitzung  nach  Erledigung  der Verhandlungs-

gegenstände  eine  55Aktue11e Stunde"  durchzufifören  ist,

in der  jede  Fraktion  ein in den Wirkungsbereich  der  Stadt

fallendes  bestirnmtes  Thema  behandeln  kann;  zu jedem  be-

handelten  Thema  ist neben  einem  Vertreter  der antrag-

stellenden  Fraktion  auch  je einem  Vertreter  der übrigen

Fraktionen,  den Mitgliedern  des Stadtsenates  im Rahrnen

ihres  Geschäftsbereiches  sowie  dem  Bürgermeister  die Mög-

lichkeit  zur Äußerung  zu bieten;  eine allgemeine  Debatte

oder  eine  Beschlußfassung  findet  jedoch  nicht  statt.

i1

(3)  In die Geschäftsordnungen  für  die Ausschüsse  des Gemeinde-

rates  und für den Stadtsenat  sind  jedenfalls  die Bestimmun-

gen des Abs.  2 lit. b, d, g und i sinngemäß  aufzunehrnen.

(4)  Ein  im Gemeinderat  gestellter  Antrag  auf  Änderung  oder  Er-

gänzung  einer  Geschäftsordnung  kann  erst in der nächst-

folgenden  Sitzung  des  Gemeinderates  behandelt  werden.

I II  . HA  UPT  STü  CK

G e m e i n d e v e r b ä n d e

§ 39

ALLGEMEINE  BESTIMMUNGEN

Soweit  nicht  die Bundesgesetzgebung  zuständig  ist, kann  durch

Landesgesetz  für  einzelne  Zwecke  die  Bildung  von Gemeinde-

verbänden  vorgesehen  werden.  Soweit  ein solcher  Gemeindever-

band  Angelegenheiten  des eigenen  Wirkungsbereiches  der  Gemeinde

besorgen  soll, ist den verbandsangehörigen  Gemeinden  ein maß-

gebender  Einfluß  auf  die Besorgung  der Aufgaben  des Verbandes

einzuräumen.  Bei  der  nach  Maßgabe  besonderer  Gesetze  zulässigen

Bildung  von  Gemeindeverbänden  irn Wege  der  Vollziehung  sind  die

beteiligten  Gemeinden  vorher  zu hören.

IV.  HAUPTSTüCK

W i r k u n g s b e r e i c h  d e r  S t a d t

§ 40

EINTEILUNG

Der Wirkungsbereich  der Stadt  ist ein eigener  und  ein vom  Bund

oder  vom  Land  übertragener.

§ 41

EIGENER  WIRKUNGSBEREICH

(l)  Der  eigene  Wirkungsbereich  umfaßt  neben  dem  im § 1 Abs.  3

dieses Gesetzes  angeführten  Angelegenheiten  alle Angelegen-

heiten,  die im ausschließlichen  oder  überwiegenden  Interesse

der in der Stadt  verkörperten  örtlichen  Gemeinschaft  gelegen

und geeignet  sind durch  die Gemeinschaft  innerhalb  ihrer

örtlichen  Grenzen  besorgt  zu werden.

(2)  Gemäß  Art.  118 Abs.  3 des Bundes-Verfassungsgesetzes  in

der Fassung  von 1929  sind der Stadt  zur  Besorgung  im ei-

genen  Wirkungsbereich  die  behördlichen  Aufgaben  insbe-

sondere  in folgenden  Angelegenheiten  gewährleistet  :
l,  B-estellung  der  Organe  der Stadt,  unbeschadet  der Zustän-

digkeit  überörtlicher  Wahlbehörden.,  Regelung  der inneren
Einrichtungen  zur  Besorgung  der  Aufgaben  der Stadt;

2. Bestellung  der  Bediensteten  und Ausübung  der Dienst-

hoheit,  unbeschadet  der Zuständigkeit  überörtlicher  Dis-

ziplinar-,  Qualifikations-  und  Prüfungskomrnissionen;

3. örtliche  Sicherheitspolizei  (Art.  15 Abs. 2 des Bundes-

Verfassungsgesetzes  in  der Fassung  von  1929);  örtliche

Veransta1tungspolizei;

4. Verwaltung  der Verkehrsfläche  der Stadt,  örtliche  Stra-

ßenpolizei;

5. Flurschutzpolizei;

6. örtliche  Marktpolizei;

7. örtliche  Gesundheitspolizei,  insbesondere  auch auf  dem

Gebiete  des Hilfs-  und  Rettungswesens  sowie  des Leichen-

und  Bestattungswesens;

8. Sittlichkeitspolizei;

9. örtliche  Baupolizei,  soweit  sie nicht  bundeseigene  Gebäude,

die öffentlichen  Zwecken  dienen  (Art.  15 Abs.  5 des Bun-

des-Verfassungsgesetzes  in der  Fassung  von  1929),  zum  Ge-
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genstand  hat;  örtliche  Feuerpolizei;  örtliche  Raumplanung;

10.  öffentliche  Einrichtungen  zur  außergerichtlichen  Ver-

rnittlung  von  Streitigkeiten;

1l.  freiwillige  Feilbietungen  beweglicher  Sachen.

(3)  Die  Stadt  hat die Angelegenheiten  des eigenen  Wirkungs-

bereiches  irn  Rahrnen  der Gesetze  und Verordnungen  des

Bundes  und  des Landes  in eigener  Verantwortung  frei  von

Weisungen  und  - vorbehaltlich  der  Bestirnmungen  des § 67 -

unter  Ausschluß  eines Rechtsmittels  an Verwaltungsorgane

außerhalb  der Stadt  zu besorgen.  Dem  Land  kommt  geg,en-

über  der  Stadt  bei  Besorgung  föres  eigenen  Wirkungsbereiches

ein Aufsichtsrecht  zu. Für  die Ausübung  des staatlichen  Auf-

sichtsrechtes  in den  Angelegenheiten  des eigenen  Wirkungsbe-

reiches  der  Stadt  aus dem  Bereich  der  Bundesvollziehung  sind

die  hiefür  geltenden  bundesgesetzlichen  Vorschriften  maß-

geblich.

(4)  In den Angelegenheiten  des eigenen  Wirkungsbereiches  hat

die  Stadt  das  Recht,  ortspolizeiliche  Verordnungen  nach

freier  Selbstbestimmung  zur Abwehr  oder  zur Beseitigung

yon das örtliche  Gemeinschaftsleben  störenden  Mißständen

zu erlassen  sowie  deren  Nichtbefolgung  als Verwaltungsüber-

tretung  zu erklären.  Solche  Verordnungen  dürfen  nicht  gegen

bestehende  Gesetze  und  Verordnungen  des Bundes  und  des

Landes  verstoßen.

(5)  Auf  Antrag  der Stadt  kann  die Besorgung  einzelner  Angele-

genheiten  des eigenen  Wirkungsbereiches  aus dem  Bereich  der

Landesvollziehung  durch  Verordnung  der  Landesregierung

auf  eine  staatliche  Behörde  übertragen  werden.  Soweit  durch

eine solche  Verordnung  eine Zuständigkeit  auf  eine Bundes-

behörde  übertragen  werden  soll,  bedarf  sie der Zustimmung

der Bundesregierung.  Eine  solche  Verordnung  ist  aufzuheben,

sobald  der  Grund  für  före  Erlassung  weggefallen  ist.  Die  über-

tragung  erstreckt  sich nicht  auf  das Verordnungsrecht  nach

Abs.  4.

(6)  Die in diesem  Gesetz  geregelten  Aufgaben  der Stadt  sind

solche  des eigenen  Wirkungsbereiches.  Dazu  gehören  insbe-

sondere  die  Wahrnehrnung  der die Stadt  als selbständiger

Wirtschaftskörper  oder  auf  Grund  einer  ihr  in diesem  Gesetz

eingeräumten  Parteistellung  treffenden  Rechte  und  Pflichten

sowie  die Stellung  von  Anträgen  und  die Abgabe  von  Äuße-

rungen.  Ausgenommen  vom  eigenen  Wirkungsbereich  der

Stadt  sind:

a) diejenigen  Aufgaben,  die ausdrücklich  als solche  des über-

tragenen  Wirkungsbereiches  bezeichnet  sind,

b) die vom  Magistrat  zu besorgenden  Aufgaben  der  Bezirks-

verwaltung,

c) die Kundmachung  von  Verordnungen  der Stadt  in Ange-

legenheiten  des  übertragenen  Wirkungsbereiches  (§§  6

und  62)  sowie

d) die  Kundmachung  einer  Verordnung  der  Landesregie-
rung  gemäß  § 66 Abs.  3.

§ 42

ÜBERTRAGENER  WIRKUNGSBEREICH

(l)  Der  übertragene  Wirkungsbereich  umfaßt  die Angelegenhei-

ten,  die die Stadt  nach  Maßgabe  der  Bundesgesetze  irn Auf-

trag und nach  den Weisungen  des Bundes  oder  nach  Maß-

gabe der Landesgesetze  im Auftrag  und  nach  den  Weisungen

des Landes  zu besorgen  hat.

(2)  Die  dem  Bürgermeister  zukommende  Bestrafung  von  Verwal-

tungsübertretungen  ist eine Angelegenheit  des übertragenen

Wirkungsbereiches.

V.  HAUPTSTüCK

Z ustä  n digk  ei  t  d er  O rga  ne

I. Abschnitt

§ 43

ZUSTÄNDIGKEIT  DES  GEMEINDERATES

(l)  Dem  Gemeinderat  sind außer  den ihrn  in diesem  Gesetz  und

in anderen  gesetzlichen  Vorschriften  zugewiesenen  Aufgaben

folgende  Angelegenheiten  des eigenen  Wirkungsbereiches  vor-
behalten:

l.  Anträge  auf  Änderung  des Statutes  einschließlich  Grenz-
änderungen  des Stadtgebietes;
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2. die  Ausübung  der  Oberaufsicht  über  die Geschäftsführung;

der Gemeinderat  ist insbesondere  befugt,  die Geschäftsfüh-

rung  des Magistrates  in Angelegenheiten  des eigenen  Wir-

kungsbereiches  zu untersuchen  bzw.  untersuchen  zu lassen

sowie  die Vorlage  aller  einschlägigen  Akten,  Urkunden,

Rechnungen,  Schriften  und  Berichte  zu verlangen  ;

3. sofern  gesetzlich  nicht  ausdrücklich  die Zuständigkeit  ei-

nes anderen  Organes  bestimmt  ist,  a die Erlassung,  Ände-

rung  und  Aufhebung  von ortspolizeilichen  Verordnungen

und  von  Durchführungsverordnungen  sowie  die Festlegung

der allgemeinen  Grundsätze  zur  Regelung  der  inneren  Ein-

richtungen  für die  Besorgung  der Aufgaben  der Stadt;

4. die Ausübung  der Diensthoheit  über  die Bediensteten  der

Stadt  in  generellen  Angelegenheiten,  soweit  gesetzlich

nichts  anderes  bestirnmt  ist;

5 , die Erlassung  der Vertragsbedienstetenordnung  sowie  der

Abschluß  von  Kollektivverträgen  und Betriebsvereinba-

rungen  ;

6 . der Antrag  auf  Übertragung  der Besorgung  einzelner  An-

gelegenheiten  des  eigenen  Wirkungsbereiches  auf eine

staatliche  Behörde  (§ 41 Abs.  5);

7 . die  Festsetzung  allgemein  geltender  Entgelte  (Tarife);

8 . der Erwerb  und  die Veräußerung  beweglicher  und  unbe-

weglicher  Sachen  und  diesen  gleichgehaltener  Rechte  bei

einem  Kaufpreis  (Tauschwert)  von  über  S 400.000,-;

9 . die Verpfändung  von  Liegenschaften,  wenn  die Pfandsum-

me S 400.000,-übersteigt;

lO. die  Aufnahrne  und Gewährung  von  Darlehen  oder  die

Leistung  von Bürgschaften,  wenn  das Darlehen  oder  die

Bürgschaft  den  Betrag  von  S 400.000,-übersteig;

1l.die  Durchführung  von  Bauvorhaben,  wenn  die  veran-

schlagten  Gesamtkosten  den  Betrag  von  S 400.000,  -

übersteigen;

12. der Erwerb  und die Veräußerung  von  Wertpapieren  mit

einem  Wert  von  mehr  als S 400.000,-;

13 , der  Abschluß  und  die Auflösung  sonstiger  Verträge,  wenn

das darin  festgesetzte  einmalige  Entgelt  S 400.000,  -  oder

das jährliche  Entgelt  S 200.000,  -  übersteigt;

14 .die  Beteiligung  an  erwerbswirtschaftlichen  Unterneh-

rnungen  sowie  die Aufgabe  einer  solchen  Beteiligung;  der

Beitritt  zu  einer  Genossenschaft  oder  Gesellschaft  und

der  Austritt  aus ihnen;

15.  die Gewährung  von Subventionen,  wenn  der Betrag  irn

einzelnen  S 100.O00,-übersteigt;

16.  die Einleitung,  Einstellung,  Unterbrechung  und  Wieder-

aufnahrne  eines Rechtsstreites  und der Abschluß  eines

Vergleiches,  wenn  der  Streitwert  S 400.000,  -  übersteigt;

17. die  gänzliche  oder  teilweise  Abschreibung  (Nachsicht)

von  Forderungen  öffentlich-  oder  privatrechtlicher  Natur

bei einem  Betrag  von  über  S 200.000,-irn  Einzelfalle;

18. die Nachsicht  von Mängelersätzen  bei einem  Wert  von

über  S 200.000,-.

(2)  Der  Gemeinderat  ist befugt,  einzelne  in seine Zuständigkeit
fallende  Angelegenheiten  mit  Verordnung  ganz  oder  zum  Teil

dem  Stadtsenat  zu übertragen,  sofern  dies im Interesse  der

Zweckmäßigkeit,  Raschheit  und Einfachheit  gelegen  ist.

(3)  Der  Gemeinderat  ist überdies  befugt,  einzelne  in seine  Zustän-

digkeit  fallende  Angelegenheiten  der  örtlichen  Straßenpolizei

mit  Verordnung  ganz oder  zum  Teil  dem Magistrat  zu über-

tragen,  sofern  dies im Interesse  der  Zweckmäßigkeit,  Rasch-

heit  und  Einfachheit  gelegen  ist.

II.  Abschnitt

§ 44

ZUSTÄNDIGKEIT  DES  ST  ADTSENATES

(l)  Der  Stadtsenat  ist zur  Vorberatung  in allen  der  Beschlußfas-

sung des Gemeinderates  unterliegenden  Angelegenheiten  be-

rufen,  soweit  der Gemeinderat  dafür  nicht  besondere  Aus-

schüsse bestellt  hat oder  die Angelegenheit  nicht  unmittel-

bar  behandelt.

(2)  Der  Stadtsenat  hat  das Recht,  selbständig  Anträge  an den  Ge-

meinderat  zu stellen.

(3)  Dem  Stadtsenat  sind  außer  den ihm  in diesem  Gesetz  und  in

anderen  gesetzlichen  Vorschriften  zugewiesenen  Aufgaben
folgende  Angelegenheiten  des eigenen  Wirkungsbereiches  vor-

behalten:
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a) soweit  gesetzlich  nichts  anderes  bestimmt  ist,  die  Anstel-

lung  und  Erriennung  von  Beamten,  deren  Versetzung  in den

zeitlichen  oder  dauernden  Ruhestand  sowie  die  Entlassung;

b)  die  Aufnahrne,  Höherreihung,  Überstellung  und  Kündigung

von  Vertragsbediensteten;

c) soweit  gesetzlich  nichts  anderes  bestimmt  ist,  die Gewäh-

rung  von  Verwendungszulagen,  Verwendungsabgeltungen,

Belohnungen,  Bezugsvorschüssen,  wenn  der  Bezugsvor-

schuß  das  Ausmaß  des dreifachen  Monatsbezuges  über-

steigt,  und  von  Geldaushilfen  an Bedienstete;

d)  die Aufnahrne  von  Aushilfskräften  für  eine  Zeitdauer  von

mehr  als drei  Monaten;

e) die Vorlage  der  Voranschläge  und  Rechnungsabsch1üsse  an

den  Gemeinderat;

f) die Ausübung  der der  Stadt  zustehenden  Vorschlags-,  Er-

nennungs-  und  Bestätigungsrechte;

g) die Einleitung,  Einstellung,  Unterbrechung  und  Wiederauf-

nahrne  eines  Rechtsstreites  und  der  Abschluß  eines  Verglei-

ches  wenn  der  Streitwert  S 400.000,  -  nicht  übersteigt  und

in  diesem  Gesetz  nichts  anderes  bestimmt  ist;

h)  die Gewährung  von  Stundungen  und  Ratenzahlungen  bei

einem  Betrag  von  mehr  als S 100.OOO,-  oder  für  länger  als

ein  Jahr;

i)  die  gänzliche  oder  teilweise  Abschreibung  (Nachsicht)  von

Forderungen  öffentlich-  oder  privatrechtlicher  Natur  bei

einem  Betrag  von  mehr  als S 4.000,-  und  bis höchstens

S 200.000,-im  Einzelfalle;

j) die  Einbringung  von  Beschwerden  und  Klagen  an den  Ver-

fassungsgerichtshof  und  an  den  Verwaltungsgerichtshof

sowie  von  Anträgen  an den  Verfassungsgerichtshof  soweit

nicht  nach  anderen  Gesetzen  der  Gemeinderat  zuständig  ist;

k)  die Gewährung  von  Subventionen  bei  einem  Betrag  von

mehr  als S 5.000,-  bis höchstens  S lOO.OOO,-im  Einzelfall.

(4)  Der  Stadtsenat  ist das beschließende  Organ  in allen  nicht  be-

hördlichen  Angelegenheiten  des eigenen  Wirkungsbereiches,

die nicht  dem  Gemeinderat,  dem  Bürgermeister  oder  dem

Magistrat  vorbehalten  sind.

(5)  Der  Stadtsenat  ist berechtigt,  in Angelegenheiten,  die in die

Zuständigkeit  des Gemeinderates  fallen,  an Stelle  des Ge-

meinderates  zu entscheiden, wenn die Entscheidung des Ge-
meinderates  ohne  Nachteil für die Sache nicht abgewartet
werden  kann  oder  die Angelegenheit förer Natur nach einer
sofortigen  Erledigung bedarf. Der Stadtsenat hat seine Ent-
scheidung  unverzüglich  dem Gemeinderat zur nachträglichen
Genehrnigung  vorzulegen.

(6) Falls  gemäß  § 36 Abs.  l besondere Verwaltungsausschüsse
für  Unternehrnungen  der  Stadt  bestellt werden, kommt die-
sen in den  ihnen  übertragenen  Angelegenheiten die Stellung
des Stadtsenates  zu.

(7) Die  Mitglieder  des  Stadtsenates  (Verwaltungsausschusses)
sind  für  die Erfüllung  ihrer  dem  eigenen  Wirkungsbereich  der
Stadt  zugehörigen  Aufgaben  dem  Gemeinderat verantwort-
lich.

(8) Der  Stadtsenat ist befugt, einzelne in seine Zuständigkeit  fal-
lende  Angelegenheiten mit Verordnung ganz oder zum Teil
dem  Magistrat zu übertragen, sofern dies irn Interesse der
Zweckmäßigkeit,  Raschheit und Einfachheit gelegen ist.

§ 45

ZUSTÄNDIGKEIT  DER EINZELNEN  MITGLIEDER  DES
ST  ADTSENATES

Die  Mitglieder  des Stadtsenates haben in allen Angelegenheiten des
eigenen  Wirkungsbereiches,  die mit dem fönen nach § 31 Abs. 6
zugewiesenen  Geschäftsbereich in sachlichem Zusammenhang ste-
hen,  den  Bürgermeister - unbeschadet seiner Verantwortlichkeit -
in der  Ausübung  seines Amtes zu unterstützen. Sie sind über alle
wichtigen  Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches, die mit
dem  ihnen  nach  § 31 Abs. 6 zugewiesenen Geschäftsbereich in
sachlichem  Zusammenhang  stehen, vom zuständigen leitenden Be-
diensteten  rechtzeitig  und laufend zu unterrichten.
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nI.  Abschnitt

ZUST  ÄNDIGKEIT  DES  BüRGERMEISTERS

§ 46

EIGENER  WIRKUNGSBEREICH

(1 ) D'er Bürgermeister  vertritt  die Stadt  nach  außen.

(2)  Der  Bürgermeister  ist der Vorstand  des Magistrates  und für

dessen  Geschäftsführung  verantwortlich.  Für  die  über  Weisung

eines  Mitgliedes  des Stadtsenates  gemäß  § 31 Abs.  lO zu be-

sorgenden  GeschMte  ist dieses  Mitglied  des Stadtsenates  ver-

antwortlich.  Er erläßt  mit  Genehrnigung  des Stadtsenates  die

Geschäftsordnung,  die Geschäftseinteilung  und die Dienst-
betriebsordnung  für  den Magistrat.

(3)  Der Bürgermeister  legt die beim  Magistrat  angefallenen  Ge-

schäftsstücke  vor,  deren  Entscheidung  in den Wirkungskreis

des Gemeinderates  fällt  (Vorlagen  des Bürgermeisters),  so-

weit  es sich  nicht  um  Geschäftsstücke  handelt,  die durch  Be-

schluß  des Stadtsenates  oder  im Zusammenhang  mit  seinem

Geschäftsbereich  von  einem  Mitglied  des Stadtsenates  vorzu-

legen  sind  (Vorlagen  des Stadtsenates).

(4)  Der  Bürgermeister  ist berechtigt,  Aushilfskräfte  für  eine Ver-

wendung  bis  zu  drei  Monaten  aufzunehrnen.  Dem Stadt-

senot  ist hierüber  zu berichten.

(5)  Dem  Bürgermeister  steht  - unbeschadet  der dem  Stadtsenat

zustehenden  Rechte  - die Zuweisung  des Personals  zu.

(6)  Alle  Bediensteten  der Stadt  sind dem Bürgermeister  verant-

wortlich.

(7)  Der Bürgermeister  ist berechtigt,  in Angelegenheiten,  die in

die Zuständigkeit  des Stadtsenates  fallen,  an Stelle  des Stadt-

senates  zu  entscheiden,  wenn  dessen  Entscheidung  ohne

Nachteil  für die Sache nicht  abgewartet  werden  kann  oder

die Angelegenheit  einer  sofortigen  Erledigung  bedarf.  Er hat

seine Entscheidung  jedoch  unverzüglich  dem Stadtsenat  zur

nachträglichen  Genehmigung  vorzulegen.  Hat  der Bürgermei-

ster an Stelle  des gemäß  § 44 Abs.  5 zur  Entscheidung  be-

rufenen  Stadtsenates  entschieden,  so hat er seine Entschei-

dung  unverzüglich  dem Gemeinderat  zur  nachträglichen  Ge-

nehrnigung  vorzulegen.

(8)  Der Bürgermeister  ist für die Erfüllung  seiner  dem eigenen.

Wirkungsbereich  der Stadt  zugehörigen  Aufgaben  dem  Ge-

meinderat  verantwortlich.

§ 47

üBERTRAGENER  WIRKUNGSBEREICH

(l)  Die  Angelegenheiten  des  übertragenen  Wirkungsbereiches

werden  vom Bürgermeister  besorgt.  Er  ist hiebei  in den An-

gelegenheiten  der Bundesvollziehung  an die Weisungen  der

zuständigen  Organe  des Bundes,  in den  Angelegenheiten  der

Landesvollziehung  an die Weisungen  der  zuständigen  Organe

des Landes  gebunden  und  nach  Abs.  3 verantwortlich.

(2)  Der Bürgermeister  kann  einzelne  Gruppen  von Angelegen-

heiten  des  übertragenen  Wirkungsbereiches  - unbesehadet

seiner  Verantwortlichkeit  - wegen  ihres sachlichen  Zusam-

menhanges  mit  den Angelegenheiten  des eigenen  Wirkungs-

bereiches  Mitgliedern  des Stadtsenates,  anderen  Organen  der

Stadt  oder  bei  Kollegialorganen  deren  Mitgliedern  zur  Besor-

gung in seinem  Namen  übertragen.  In diesen  Angelegenhei-

ten  sind  die  betreffenden  Organe  oder  deren  Mitglieder

an  die  Weisungen  des  Bürgermeisters  gebunden  und  nach

Abs.  3 verantwortlich.

(3)  Wegen  Gesetzesverletzung  sowie  wegen  Nichtbefolgung  ei-
ner  Verordnung  oder  einer  Weisung  können  die in den  Abs.

l und  2 genannten  Organe,  soweit  ihnen  Vorsatz  oder  grobe

Fahrlässigkeit  zur Last fällt,  wenn  sie auf  dem Gebiete  der

Landesvollziehung  tätig  werden,  von  der  Landesregierung

ihres  Amtes  verlustig  erklärt  werden.  Die allfällige  Mitglied-

schaft  einer  solchen  Person  zum  Gemeinderat  wird  hiedurch

nicht  berührt.

IV.  Abschnitt

§ 48

ZUSTÄNDIGKEIT  DES  MAGISTRATES

(1)  Die Geschäfte  der Stadt  sind durch  den Magistrat  zu be-

sorgen.
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(2)  Der Magistrat  verfügt  und  entscheidet  in allen  behördlichen

Angelegenheiten  des eigenen  Wirkungsbereiches  der Stadt  in

erster  Instanz,  soweit  diese nicht  ausdrücklich  einem  anderen

Organ  vorbehalten  sind.

(3)  Dem  Magistrat  sind außer  den ihm  in diesem  Gesetz  und  in

anderen  gesetzlichen  Vorschriften  zugewiesenen  Aufgaben

folgende  Angelegenheiten  vorbehalten:

a)  die selbständige  Erledigung  folgender  Geschäfte:

l, die unmittelbare  Verwaltung  des Vermögens  der Stadt;

2 , die Anordnung  einmaliger  Ausgaben  bis zu S 20.000,-,
wiederkehrender  Ausgaben  von  jährlich  höchstens  S

5.000,-,  von Anerkennungsgaben  und  Aushilfen  bis zu
einem  Betrag  von S 2.000,-,  sofern  alle diese Ausgaben

im Voranschlag  bedeckt  sind;
3 . der Abschluß  oder  die Auflösung  von  Verträgen,  wenn

das bedungene  einmalige  Engelt  S 20.000,-oder  das jähr-

liche  Entgelt  S 5.000,-nicht  übersteigt;

4 . der Abschluß  oder  die Auflösung  von  Bestandverträgen;

5 , die Einbringung  von Räumungs-,  Mahn-  und Besitzstö-

rungsklagen  sowie  von  gerichtlichen  Aufkündigungen;

6 . die Veräußerung  von  beweglichem  Vermögen  im  Wert  von

höchstens  S 4.000,-;

7 . die Gewährung  von  Stundungen  und  Ratenzahlungen  bis

zu einem  Betrag  von  S 50.000,-und  für  die Höchstdauer

eines  Jahresa

8. die  gänzliche  oder  teilweise  Abschreibung  (Nachsicht)

von  Forderungen  öffentlich-  oder  privatrechtlicHer  Natur

bis zu einem  Betrag  von  S 4.000,-  im Einzelfall;

9 , Angelegenheiten,  die unmittelbar  der  Erhaltung  der Sub-

stanz  dienen  oder  die laufend,  wenn  auch  nicht  regelmä-

ßig, anfallen  und die insbesondere  in der durch  Gesetz

oder  Vertrag  bestimmten  Weise  zu besorgen  sind;

10 , die zur Aufrechterhaltung  der Betriebsbereitschaft  von

Anstalten  und  Betrieben  erforderlichen  Maßnahmen;

11 . die dienst-,  besoldungs-  und  pensionsrechtlichen  Angele-

genheiten  der  Bediensteten,  soweit  sie nicht  ausdrücklich

einem  anderen  Organ  der  Stadt  zugewiesen  sind  ;

12 . die  Einbringung  von Rechtsmitteln  gegen verwaltungs-

behördliche  Entscheidungen,  jedoch  ausgenommen  Be-

schwerden  an  den  Verfassungsgerichtshof  und an den

Verwaltungsgerichtshof.

b) die Erstattung  von  Vorschlägen  für den Dienstpostenplan
und für die Anstellung  und  Ernennung  der Bediensteten;

c) die  Vorbereitung,  Berichterstattung  und Antragstellung
nach  Maßgabe  der  Geschäftsordnungen,

(4) Der  Magistrat  hat als politisc}ie  Behörde  alle Amtshandlun-

gen, die im  Wirkungsbereich  einer  Bezirksverwaltungsbehörde

gelegen  sind,  zu vollziehen.

VI.  HAUPTSTÜCK

G e m e i n d e w i r t s c h a f t

I. Abschnitt

HAUSHALTSWIRTSCHAFT

§ 49

VORANSCHLAG

Die Stadt  hat,  unbeschadet  weiterreichender  Planungen,  für

jedes  Rechnungsjahr  (Kalenderjahr)  einen  Voranschlag  aufzu-

stellen,  der  Grundlage  für  die Führung  des Haushaltes  ist.

(2) Die Wirtsehaftspläne  der städtischen  Unternehmungen  und
die Voransehläge  der  von  der  Stadt  verwalteten  Fonds,  denen

keine  Rechtspersönlichkeit  zukommt,  sind  ein Bestandteil
des Voranschlages.

§ 50

FESTSTELLUNG  DES  VORANSCHLAGES

m Der  Gemeinderat  hat den Voranschlag  für  jedes  Rechnungs-
jahr  vor  Ablauf  des vorausgehenden  Jahres  festzustellen.  Vor
Erstellung  des Voranschlages  ist das jeweils  zuständige Mit-
glied  des Stadtsenates  zu hören.

(2) Der  Magistrat  hat dem Stadtsenat  spätestens  sechs Wochen,
der Stadtsenat  dem  Gemeinderat  spätestens  zwei  Wochen vor
Beginn  des Rechnungsjahres  den Voranschlagsentwurf  vorzu-
legen.
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(3)  Vor  der  Beratung  durch  den Gemeinderat  ist der Voran-

schlagsentwurf  während  einer  Woche  zur  öffentlichen  Ein-

sicht  aufzulegen.  Die Auflegung  ist fristgerecht  öffentlich

kundzumachen.  Schriftlich  eingebrachte  Erinnerungen  hat

der Gemeinderat  bei der  Beratung  in Erwägung  zu ziehen.

§ 51

NACHTRAGSVORANSCHLAG

(1)  Ergibt  sich  während  des Rechnungsjahres  die Notwendigkeit

eines  neuen  Aufwandes,  der  irn Voranschlag  nicht  vorgesehen

ist,  oder  zeigt  sich,  daß  die Gebarung  mit  einem  Fehlbetrag

abschließen  wird,  so hat der Stadtsenat,  sofern  nicht  nach

Abs.  2 vorgegangen  werden  kann,  dem  Gemeinderat  den  Ent-

wurf  eines  Nachtrages  zum  Voranschlag  zur  Beschlußfassung

vorzulegen  und  die  zur  Bedeckung  und  zur  Aufrechterhaltung

des Haushaltsgleichgewichtes  erforderlichen  Anträge  zu stel-

len.

(2)  Ausgaben,  durch  welche  der für  eine Zweckbestimmmung

vorgesehene  Voranschlagsbetrag  überschritten  wird,  (Kredit-

überschreitung),  sowie  die  Verwendung  von  Voranschlags-

beträgen  für andere  als irn Voranschlag  dafür  vorgesehene

Zweckbestimmungen  (Kreditübertragung)  bedürfen  der  vor-

herigen  Beschlußfassung  durch  den Gemeinderat  bzw.  den

Stadtsenat.  Danach  obliegt  dem  Gemeinderat  die Beschluß-

fasöung  über

a) Kreditübertragungen  und

b) Kreditüberschreitungen,  wenn  der  Betrag  irn Einzelfalle

S 400.000,-übersteigt  oder  wenn  der Stadtsenat  Kredit-

überschreitungen  bereits  in der  Höhe  von  insgesarnt  zwei  v.

H. der  gesamten  veranschlagten  Ausgaben  beschlossen  hat.

(3)  Beschlüsse des Stadtsenates  gemäß Abs. 2 sind unverzüglich

dem Gemeinderat  zur Kenntnis  zu bringen.

(4)  Auf  Nachtragsvoranschläge  sind  die für  den  Voranschlag  gel-

tenden  Bestirnmungen  sinngemäß  anzuwenden.

§ 52

VORANSCHLAGSPROVISORIUM.

HAUSHALTSFüHRUNG  OHNE  VORANSCHLAG.

Ist der Voranschlag  zu Beginn des Rechnungsjahres  noch nicht
festgestellt,  so hat der Gemeinderat  ein Voransch1agsprovisorium
zu beschließen.  Liegt  ein solcher Beschluß nicht  vor, so sind die
Organe  der Stadt gemäß ihrer Zuständigkeit  bis zur Feststellung
des Voranschlages  berechtigt,
l,  alle  Ausgaben  zu leisten,  die bei sparsamer  Verwaltung notwen-

dig sind,  um die Verwaltung  in geordnetem  Gange zu halten,
insbesondere  die rechtlichen  Verpflichtungen  der Stadt und die
ihr  gesetzlich  obliegenden  Aufgaben  zu erfüllen;

2. die Abgaben,  deren Erhebung  einer jährlichen  Beschlußfassung
durch  den Gemeinderat  bedarf,  gegen nachträgliche  Verrech-
nung  auf die endgfütig  festzustellenden  Abgabensätze  im Aus-
maße  des Vorjahres  weiter  einzuheben  und die sonstigen Ein-
nahrnen  der Stadt  einzuziehen.

§ 53

RECHNUNGSABSCHLUSS

(1)  Der  Magistrat  hat nach Ablauf  des Rechnungsjahres dem
Stadtsenat  ehestens den Rechnungsabschluß  vorzulegen, der
ihn  an den Gemeinderat  weiterleitet.

(2)  Vor der Behandlung  durch  den Gemeinderat  ist der Rech-
nungsabschluß  während  einer Woche zur öffentlichen  Ein-
sicht aufzulegen  und die Auflegung  fristgerecht  kundzu-
machen.  Schriftlich  eingebrachte  Erinnerungen  hat der Ge-
meinderat  bei der Prüfung  in Erwägung  zu ziehen.

(3) Der  Gemeinderat  prüft und genehrnigt  den Rechnungsab-
schluß.  Die Jahresrechnungen  der städtischen  Unternehrnun-
gen (Bilanzen  und Erfolgsrechnungen)  sowie die Jahresab-
schlüsse  der  von  der Stadt verwalteten  Fonds,  denen keine
Rechtspersönlichkeit  zukommt,  sind ein Bestandteil  des
Rechnungsabschlusses.

(4)  Führt  die überprüfung  zu Beanstandungen,  so hat der Ge-
meinderat  die Maßnahrnen  zu treffen,  die zur  Herstellung

eines  geordneten  Haushaltes  der  Stadt  erforderlich  sind.
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II.  Abschnitt

VERMöGENSWIRTSCHAFT

§ 54

ERHALTUNG UND VERWALTUNG  DES  VERMöGENS
DER  ST  ADT

Das Vermögen der Stadt ist möglichst ohne  Beeinträchtigung

der Substanz zu erhalten. Es ist pfleglich  und  entsprechend

seiner Zweckbestimmung nach wirtschaftlichen  Grundsätzen

zu verwalten, wobei beim ertragsfähigen Vermögen  der  größ-

te dauernde Nutzen gezogen  werden  soll.

(2) Das Vermögen der städtischen Unternehrnungen  und  der  von

der Stadt verwalteten Fonds und Stiftungen  ist gesondert
zu verwalten.

§ 55

DARLEHENSAUFNAHME

Die Stadt darf Darlehen nur aufnehrnen,  wenn  die Amortisations-

verpflichtungen die dauernde Leistungsfähigkeit  der Stadt  nicht

überschreiten. Für jene Darlehen, die mit  dem  gesamten  Betrag  fäl-

lig werden, sind die Tilgungsbeträge planmäßig  anzusammeln  (Til-
gungsrücklagen).

§ 56

DARLEHEN,  HAFTUNG

Die Stadt darf Darlehen nur  gewähren  sowie  Bürgschaften  oder

sonstige Haftungen nur übernehmen, wenn  hiefür  ein besonderes

Interesse der Stadt Beg,eben ist und  der  Schuldner  glaubhaft  macht,

daß eine ordnungsgemäße Verzinsung  und Tilgung  gesichert  ist.

§ 57

VERMöGENS- UND SCHULDENNACHWEIS

(1)  Das gesamte  unbewegliche  und bewegliche  Vermögen  der

Stadt,  ihre Rechte  und Verpflichtungen  sowie  ihre Betei-

ligungen  sind laufend  zu erfassen.  Dieser  Nachweis  bildet

die  Gnindlage  zur  Fiförung  einer  Vermögensrechnung.

(2)  Das  Vermögen  und die  Schulden  der städtischän  Unter-

nehrnungen  und der in der Verwaltung  der  Stadt  stehen-

den  Stiftungen  und  Fonds  sind  getrennt  zu erfassen.

III.  Abschnitt

UNTERNEHMUNGEN

§ 58

ERRICHTUNG  UND  FüHRUNGSGRUNDSÄTZE

(l)  Die Stadt  darf  wirtschaftliche  Unternehrnungen  nur  errich-

ten und betreiben,  wenn  dies irn öffentlichen  Interesse  ge-

legen ist und  wenn  die Unternehrnung  nach  Art  und Um-

fang unter  Beachtung  der Gebote  der Sparksamkeit,  Wirt-

schaftlichkeit  und Zweckmäßigkeit  in einem  angemessenen

Verhältnis  zum  voraussichtlichen  Bedarf  und  zur  voraus-

sichtlichen  dauernden  Leistungsfähigkeit  der  Stadt  steht.

(2)  Wirtschaftliche  Einrichtungen  der Stadt,  die von  ihr  unmit-

telbar  verwaltet  werden  und  denen  der  Gemeinderat  die Ei-

genschaft  einer  Unternehmung  zuerkennt,  gelten  als Unter-

nehmungen  der Stadt  im Sinne  dieses Gesetzes.  Sie bilden

ein  Sondervermögen  der Stadt  ohne  eigene Rechtspersön-

lichkeit.  Die  Unternehmungen  sind nach  kaufmännischen

Grundsätzen  zu führen.  Das gleiche  gilt  sinngemäß  für die

Erweiterung  von  wirtschaftlichen  Unternehmungen  sowie

für  die Beteiligung.an  einer  wirtschaftlichen  Unternehrnung.

(3)  Die Eigenschaft  einer  Unternehrnung  darf  der Gemeinderat

nur  zuerkennen,  wenn  die Voraussetzungen  gemäß  Abs.  l

gegeben  sind und die  ordnungsgemäße  Erfüllung  der der

Stadt  gesetzmäßig  obliegenden  Aufgaben  oder  ihrer  privat-

rechtlichen  Verpflichtungen  nicht  gpfährdet  wird.

(4)  Die  Erträge  jeder  Unternehmung  haben  in der Regel  zu-

mindest  alle Aufwendungen  zu decken  und  die Bildung  ange-

messener  Rücklagen  für die technische  und  wirtschaftliche

Fortentwicklung  der Unternehmungen  zu ermöglichen.
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§ 59

ORGANISATIONSSTATUTEN

(1) Der Gemeinderat hat für die städtischen Unternehmungen

Organisationsstatuten zu erlassen, in denen  die Zuständigkeit

der einzelnen Organe der Stadt in bezug  auf  die Unter-

nehrnungen festzusetzen und die näheren  Bestirnmungen  über

die Geschäftsführung zu treffen sind. Die  Aufgaben  sind  hie-

bei in einem solchen Maß zu übertragen, daß die laufenden

Betriebs- und Verwaltungsgeschäfte  der  Unternehmungen

nach kaufmännischen Grundsätzen geführt  werden.können.

Doch dürfen bezüglich der Bediensteten die Bestirnmungen

über die Zuständigkeit des Gemeinderates  nach  § 43 Abs.  l

Z. 4, des Stadtsenates nach § 44 Abs, 3 lit. a bis d, des Bür-

germeistes nach § 46 Abs. 4 bis 6 und  des Magistrates  nach
§ 48 Abs. 3 lit. a Z. 1l nicht  verändert  werden.

(2)  In den Organisationsstatuten  sind  jedenfalls  vorzubehalten:
1. dem  Gemeinderat:

a) die Errichtung,  Auflassung  und  jede  wesentliche  Änderung

des Umfanges  der  Unternehmungen,

b) die Genehmigung  des Wirtschaftsplanes,  des Investitions-

programmes  und  der Jahresrechnungen  (Bilanzen  und  Er-
folgsrechnungen),

c) die Verwendung  der Jahresüberschüsse,  die Dotation  der

Rücklagen  sowie  Maßnahrnen  zur  Bedeckung  der  Verluste,

d) die  Festsetzung  allgemein  geltender  Entgelte  (Tarife),

e) der Abschluß  von Kollektivverträgen  und Betriebsverein-
barungen,

f) der Erwerb,  die Veräußerung  und  die Verpfändung  beweg-

licher  und  unbeweglicher  Sachen  und  diesen  gleichgehal-

tener  Rechte,  die  einen  in  den  Organisationsstatuten

festgelegten  Kaufpreis  (Tauschwert)  übersteigen  ;

2. dem  Stadtsenat  (Verwaltungsausschuß)  :

a) die Aufsicht  über  die Vermögensverwaltung  und  über  die

Geschäftsführung,

b)der  Erwerb,  die Veräußerung  und die Verpfändung  be-

weglicher  und unbeweglicher  Sachen  und diesen  gleich-

gehaltener  Rechte,  die einen  in den Organisationsstatuten

festgelegten  Kaufpreis  (Tauschwert)  übersteigen;

3. dem  Magistrat:

alle Angelegenheiten,  die nicht  einem  anderen  Organ  der

Stadt  vorbehalten  sind.

IV.  Abschnitt

KASSEN-  UND  PRÜFUNGSWESEN

§ 60

KASSENGESCHÄFTE

Alle  Kassengeschäfte  der Stadt  sind von der Stadtkasse  zu erle-
digen.  Nebenkassen  können  für  bestimmte  Dienststellen  errichtet

werden.  Für  die städtischen  Unternehmungen  können  Sonderkas-

sen eingerichtet  werden.

VII.  HAUPTSTüCK

I n s t a n z e n z u g , K u n d m a c h u n g v o n

Verordnungen.

U n t e r f  e r t i g u n g v o n  U r k u n d e n,

§ 61

INST  ANZENZUG

(1)  Sofern  nicht  durch  Gesetz  eine andere  Berufungsinstanz  ge-
geben  ist, entscheidet  a'm Angelegenheiten  des eigenen  Wir-

kungsbereiches  der  Stadtsenat  über  Berufungen  gegen Be-

scheide  des Magistrates.  Der  Stadtsenat  übt gegenüber  dem

Magistrat  auch  die in den  verfahrensgesetz1ichen  Bestimmun-

gen vorgesehenen  oberbehördlichen  Befugnisse  aus.

(2)  Gegen  die Entscheidung  des Stadtsenates  ist eine Berufung

nicht  zulässig.

(3)  Über  Berufungen  g,eg,en Bescheide  des Bürgermeisters  in An-
gelegenheiten  des der, Stadt  vom Land  übertragenen  Wir-

kungsbereiches  entscheidet,  sofern  gesetzlich  nichts  anderes

bestimmt  ist,  die Landesregierung.

- 50 - -51



§ 62

KUNDMACHUNG  VON  VERORDNUNGEN

(1)  Verordnungen  der Organe  der Stadt  sind im Amtsblatt  der

a Stadt Steyr  kundzumachen,  Das für die Erlassung  der Ver-

ordnung  zuständige  Organ  kann  jedoch  von  Fall  zu Fall  be-

schließen,  daß  die  Kundmachung  durch  zweiwöchigen

Anschlag  an  den Amtstafeln  der  Stadt  zu  erfolgen  hat.

(2)  Wenn  in der  Verordnung  nichts  anderes  bestirnmt  ist,  beginnt

die verbindende  Kraft  mit  dem Ablauf  des Tages  der  Kund-

machung  und  erstreckt  sich  auf  das gesamte  Stadtgebiet.  Als

Tag der Kundmachung  gilt  bei Verordungen,  die irn Amts-

blatt  kundgemacht  werden,  der Tag,  an dem das Stück  des

Amtsblattes,  das die Kundmachung  enthält,  herausgegeben

und  versendet  wird,  bei  Verordnungen,  die durch  Anschlag  an

den  Amtstafeln  kundgemacht  werden,  der  Tag des Anschlages.

Eine  Rückwirkung  von  Verordnungen  ist nur  soweit  zulässig,

als dies durch  besonderes  Gesetz  ausdrücklich  vorgesehen  ist.

(3)  Verordnungen,  deren  Umfang  und Art  eine Kundmachung

im Amtsblatt  der Stadt Steyr  oder  den Anschlag  an den

Amtstafeln  der Stadt nicht  zulassen,  sind beim  Magistrat

zur öffentlichen  Einsicht  während  der Amtsstunden  inner-

halb der Kundmachungsfrist  aufzulegen.  In diesen  Fällen  ist
die  Tatsache  der  Auflegung  kundzumachen.

(4)  Durch  die Bestimmungen  der Abs. l bis 3 werden  anderslau-

tende gesetzliche Vorschriften  über die Kundmachung  von
Verordnungen  nicht  berührt.

§ 63

UNTERFERTIGUNG  VON  URKUNDEN

(1)  Urkunden über Rechtsgeschäfte,  die der Beschlußfassung  des

Gemeinderates  bedürfen, sind vom Bürgermeister sowie  von

zwei Mitgliedern  des Gemeinderates  zu unterfertigen  und  mit
dem Stadtsiegel  zu versehen.

(2)  Urkunden  über  Rechtsgeschäfte,  die der Beschlußfassung  des
Stadtsenates  bedürfen,  sind vom  Bürgermeister  und  von

einem  Mitglied  des Stadtsenates  zu unterfertigen  und  mit  dem

Stadtsiegel  zu versehen.

(3)  Die  Unterfertigung  sonstiger  Urkunden  richtet  sich  nach  den

Bestimmungen  der  Geschäftsordnung  für  den  Magistrat.

VIII  . HA  UPTSTÜ  CK

Volksbefragung,  Bürgerinitiative,  Infor-

m a t i o n  d e r  E i n w o h n e r

§ 63 a

VOLKSBEFRAGUNG

(1)  Der  Gemeinderat  kann  beschließen,  daß über  bestimmte,  in

seinen  Aufgabenbereich  fallende  Angelegenheiten  eine

Volksbefragung  durchgeführt  wird.

(2)  Die  Bestellung  der  Organe  der  Stadt,  Personalangelegen-

heiten,  Abgaben,  Entgelte  (Tarife),  die Feststellung  des Vor-

anschlages,  der  Rechnungsabschluß,  die  Verleihung  des

Ehrenbürgerrechtes,  Verordnungen  sowie  behördliche  Ent-

scheidungen  und Verfügungen  dürfen  nicht  Gegenstand  ei-
ner  Volksbefragung  sein.

(3)  Im  Beschluß  auf  Vornahme  einer  Volksbefragung  hat der

Gemeinderat  den Tag der Volksbefragung  festzusetzen.  Hie-

für darf  nur  ein Sonntag  oder  ein gesetzlicher  Feiertag  vor-
gesehen  werden.

(4)  Der  Gegenstand  der Volksbefragung  muß  vom  Gemeinderat

in Form  einer  Frage  so formuliert  werden,  daß die Beant-

wortung  nur  mit  "Ja"  oder  "Nein"  möglich  ist.

(5)  Der Tag der Volksbefragung  ist zugleich  mit  der zu beant-

wortenden  Frage  vom  Bürgermeister  kundzumachen.  Bin-

nen  zweier  Wochen  ab  dem  Kundmachungstag  sind die

Wählerverzeichnisse  öffentlich  aufzulegen;  die  Auflegungs-

frist  beträgt  eine Woche.  Die Wählerverzeichnisse  sind auf

Grund  der Wählerevidenz  im  Sinne  des  Wählerevidenzge-

setzes  1973,  BGBI.  Nr. 601,  anzulegen,  Wahlausweise  sind
nicht  auszustellen.
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(6) Die Stimmzettel  dürfen nur auf "Ja oder  55Nein"  lauten.  An-

ders bezeichnete Stimrnzettel  sind ungültig. Enthält  ein Um-

schlag mehr als einen gültig ausgefüllten Stirnmzettel  und  lau-

ten diese Stimmzettel  teils auf "Ja"  und  teils auf  55Nein",  so

sind alle ungültig; lauten entweder alle auf  '5Ja"  oder  alle  auf

55Nein", so sind sie nur  als ein Stimmzettel  zu zählen.

(7) Die Volksbefragung ist von der Stadtwahlbehörde  und  den

Sprengelwahlbehörden durchzuführen,  die nach  der  Statutar-

gemeinden-Wahlordnung 1961, LGBl. Nr. 29, für die Wahl

des Gemeinderates eingerichtet sind.  Gege.n Entscheidungen

der Stadtwahlbehörde über Einspiche  gegen  die Wählener-

zeichnisse zur Durchführung einer  Volksbefragung  ist eine
Berufung  nicht  zulässig.

(8) Soweit irn vorstehenden nichts besonderes  bestirnmt  ist,  sind

für das Verfahren bei der Volksbefragung  die Bestimmungen

der Statutargemeinden-Wahlordnung 1961 sinngemäß  anzu-
wenden.

(9) Das Ergebnis der Volksbefragung ist vom  Bürgermeister  un-

verzüglich kundzumachen;  die Angelegenheit,  die  Gegenstand

der Volksbefragung  war, ist in die Tagesordnung  der  nächsten
Sitzung des Gemeinderates aufzunehmen.

§ 63 b

BüRGERINITIATIVE

(l)  Das Recht der Bürgerinitiative  umfaßt  das Verlangen  auf  Er-

lassung, Abänderung oder Aufhebung  von  Beschlüssen  des Ge-

meinderates in Angelegenheiten des  eigenen  Wirkungsbe-
reiches  der  Stadt.

(2) Die Bestellung der Organe der Stadt, Personalangelegenhei-

ten, Abgaben, Entgelte (Tarife), die Feststellung  des Voran-

schlages, der Rechnungsabschluß, die Verleihung  des Ehren-

bürgerrechtes, behördliche Entscheidungen und Verfügungen

sowie Verordnungen können nicht Gegenstand  einer  Bürger-
initiative  sein.

(3)  Der  Antrag  muß  schriftlich  eingebracht  werden,  die betref-

fende  Angelegenheit  genau  bezeichnen,  hat  eine  Begründung

zu enthalten  und muß  von  mindestens  200 Bürgern  unter-

schrieben  sein. Der  Antrag  hat ferner  die Bezeichnung  eines

zur  Vertretung  der  Antragsteller  Bevollmächtigten  (Familien-

und  Vorname,  Geburtsdatum,  Wohnadresse)  zu enthalten.

(4)  Entspricht  eine  Bürgerinitiative  nicht  den Erfordernissen  nach

Abs.  1 bis 3, so hat  sie der  Bürgermeister  binnen  zwei  Wochen

rnit schriftlichem  Bescheid  als  unzulässig  zuickzuweisen.

(5)  Entspricht  eine  Bürgerinitiative  den  Erfordernissen  nach  Abs.

l bis 3, so hat der Bürgermeister  binnen  zwei  Wochen  die

Einbringung  der  Bürgerinitiative  unter  Anführung  ihres  Wort-

lautes  durch  öffentlichen  Anschlag  an der  Amtstafel  während

zweier  Wochen  sowie  überdies  in ortsüblicher  Weise  mit  dem

Hinweis  kundzumachen,  daß es allen  Bürgern  freisteht,  sich

der Bürgerinitiative  binnen  vier  Wochen  vom  Tag der  Kund-

machung  an durch  Eintragung  ihres  Familien-  und  Vorna-

mens,  ihres  Geburtsdatums,  ihrer  Wohnadresse  und  ihrer  Un-

terschrift  in die beim  Magistrat  aufzulegenden  Eintragungs-

listen  anzuschließen.

(6)  Jeder  von  mindestens  1500  Bürgern  gestellte  Antrag  ist vom

Bürgermeister  dem  Gemeinderat  zur geschäftsordnungsge-

mäßen  Behandlung  vorzulegen.

(7)  Im übrigen  ist die Durchführung  der Bürgerinitiative  unter

sinngemäßer  Bedachtnahme  auf  das O. O. Volksbegehrens-

gesetz, LGBl. Nr. 2/1975, durch Verordnung des Gemeinde-
rates rnit  der Maßgabe  zu regeln,  daß das Eintragungsver-

fahren  vom  Bürgermeister  im eigenen  Wirkungsbereich  der

Stadt  und  das Ermittlungsverfahren  von der Stadtwahlbe-

hörde,  die nach  der Statutargemeinden-Wahlordnung  1961,

LGBl.  Nr. 29, für die Wahl  des Gemeinderates  eingerichtet

ist,  durchzuführen  ist.

(8)  § 21 des O. Ö. Volksbegehrensgesetzes  ist sinngemäß  anzu-
wenden.
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§ 63 c

INFORMATION  DER  EINWOHNER

(l)  Plant  die Stadt  irn eigenen  Wirkungsbereich  oder  plant  eine

wirtschaftliche  Unternehrnung  der Stadt  im Sinne  des § 58

die Durchführung  eines Vorhabens,  durch  das wegen  seines

Umfanges,  wegen  seiner  Art,  vvegen des dafür  notwendigen

finanziellen  Aufwandes  oder  aus anderen  Gründen  Interessen

der Gemeindemitglieder  im allgemeinen  oder  Interessen  eines

bestimmten  Teiles  der  Gemeindemitglieder  besonders  berührt

würden,  so hat  die Stadt,  insoweit  dem  nicht  gesetzliche  Ver-

schwiegenheitspflichten  oder  die für  die  Durchführung  des be-

treffenden  Vorhabens  maßgeblichen  gesetzlichen  Vorschrif-

ten  entgegenstehen  oder  aus sonstigen  Gründen  eine  Geheim-

haltung  geboten  ist,  die Gemeindemitglieder  bzw.  den in Be-

tracht kommenden  Teil der GemeindemitgIieder  über das

Vorhaben  ausreichend  und zeitgerecht,  möglichst  noch  im
Planungsstadium,  zu informieren.

(2)  Die Information  ö  Sinne  des Abs.  l hat durch  Kundma-

chung  im Amtsblatt  oder  in sonstiger  wirksamer  Weise so

zu erfolgen,  daß die anzusprechende  Zielgruppe  möglichst

umfassend  erreicht  werden  kann.  Hiefür  kommen  je nach  den

Gegebenheiten  insbesondere  auch  die Bekanntmachung  durch

öffentlichen  Anschlag,  durch  Aussendungen  oder  durch  Pu-

blikationen  in der  Presse in Betracht.

(3)  Durch  die Bestimmungen  der  Abs.  l und  2 werden  die für  die

Durchführung  des  betreffenden  Vorhabens  maßgeblichen

Rechtsvorschriften  sowie auch die Rechtswirksamkeit  von
Verordnungen  und  Bescheiden  nicht  berührt.

IX.  HAUPTSTüCK

Aufsichtsrecht  des  Landes

§ 64

AUFSICHT  IM  ALLGEMEINEN

(l)  Das Aufsichtsrecht  über  die Stadt  ist durch  die Landesregie-

rung  dahin  auszuüben,  daß die Stadt  bei Besorgung  des ei-

genen  Wirkungsbereiches  die  Gesetze  und  Verordnungen

nicht  verletzt,  insbesondere  fören  Wirkungsbereich  nicht  über-

schreitet  und  die ihr  gesetzlich  obliegenden  Aufgaben  erfüllt.

Die Befugnisse,  die zu diesem  Zwecke  der Landesregierung

für  den  Bereich  der  Landesvollziehung  zustehen,  werden

durch  dieses  Hauptstück  bestimmt.

(2)  Auf  die Ausübung  des Aufsichtsrechtes  steht  außer  in den

Fällen  der §§ 67 und  71 niemandem  ein Rechtsanspruch  zu;

in den  Fällen  des § 71 steht  nur  der  Stadt  ein Rechtsanspruch

Zu.

§ 65

UNTERRICHTUNGSRECHT

Die  Landesregierung  ist berechtigt,  sich im Wege des Bürger-

meisters  über  jedwede  Angelegenheit  der Stadt  zu unterrichten.

Der Bürgermeister  ist verpflichtet,  die von der Landesregierung
im  einzelnen  Fall  verlangten  Auskünfte  zu erteilen.  Die Landes-

regierung  kann  auch  durch  amtliche  Organe  im einzelnen  Fall

Prüfungen  an Ort  und  Stelle  vornehmen  lassen;  hievon  ist in jedem

einzelnen  Fall  der  Bürgermeister  zu verständigen.

§ 66

VERORDNUNGSPRüFUNG

(l)  Die  von  der Stadt  im eigenen  Wirkungsbereich  erlassenen

Verordnungen  hat  der  Bürgermeister  unverzüglich  der  Landes-

regierung  mitzuteilen.

(2)  Die  Landesregierung  hat gesetzwidrige  Verordnungen  nach

,Anhörung  der Stadt  durch  Verordnung  aufzuheben  und  die

Gründe  hiefür  der Stadt  gleichzeitig  mitzuteilen.  Die  Anhö-

rung  der  Stadt  gilt  auch  dann  als erfolgt,  wenn  die Stadt  von

der Landesregierung  zur  Abgabe  einer  Äußerung  ausdrücklich

aufgefordert  wurde  und  die Äußerung  der Stadt  nicht  inner-

halb einer  Frist  von  acht  Wochen  bei der Landesregierung

einlangt.

(3)  Eine  Verordnung  der Landesregierung  nach  Abs.  2 ist von

der Stadt  unverzüglich  in gleicher  Weise  wie  die aufgehobene

Verordnung  kundzumachen.
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§ 67

VORSTELLUNG

(l)  Wer  durch  den  Bescheid  eines  Organes  der  Stadt  in den  Ange-

legenheiten  des eigenen  Wirkungsbereiches  der  Stadt  in seinen

Rechten  verletzt  zu sein behauptet,  kann  nach  Erschöpfung

des Instanzenzuges  dagegen  Vorstellung  erheben,  es sei denn,

daß in den  die einzelnen  Angelegenheiten  regelnden  Gesetzen

für  die Stadt  die Vorstellung  ausdrücklich  ausgeschlossen  ist.

In Angelegenheiten  des Dienst-,  Besoldungs-  und Pensions-

rechtes  der Bediensteten  der Stadt  sowie  in Angelegenheiten

der Volksbefragung  und  der  Bürgerinitiative  ist  keine  Vorstel-

lung  zulässig.  Jeder  letztinstanzliche  Bescheid  eines  Organes

der Stadt  hat  einen  Hinweis  auf  die Vorstellung  und  eine  Be-

lehrung  über  die Einbringung  - Abs.  2 erster  Satz  - zu enthal-
ten  (Vorstellungsbelehrung).

(2)  Die Vorstellung  ist innerhalb  von  zwei  Wochen  nach  Zustel-

lung  des Bescheides  schriftlich  oder  telegraphisch  bei der

Stadt  einzubringen;  die Vorstellung  hat den Bescheid  zu be-

zeichnen,  gegen den sie sich richtet,  und  einen  begründeten

Antrag  zu enthalten.  Die  Stadt  hat  die Vorstellung  unter  An-

schluß  der Verwaltungsakten  unverzüglich,  spätestens  aber
vier  Wochen  nach  dem Einlangen,  der Landesregierung  vor-
zulegen.

(3)  Sofern  gesetzlich  nichts  anderes  bestimmt  ist,  hat  die Vorstel-

lung keine  aufschiebende  Wirkung;  auf  Ansuchen  des Ein-

schreiters  ist diese jedoch  von der Landesregierung  zuzuer-

kennen,  wenn  durch  die Vollstreckung  ein nicht  wieder  gut-

zumachender  Schaden  eintreten  würde  und  nicht  öffentliche

Rücksichten  die sofortige  Vollstreckung  gebieten,

(4)  Durch  die Einbringung  einer  Vorstellung  wird  die Stadt  nicht

gehindert,  von  den ihr  gesetzlich  eingeräumten  Befugnissen

zur  Aufhebung  oder  Abänderung  des Bescheides  Gebrauch  zu

machen,  Trifft  die Stadt  eine solche  Verfügung,  so hat sie

hievon  die Landesregierung  unverzüglich  in Kenntnis  zu set-

zen. Das Verfahren  über  die Vorstellung  ist in diesem  Falle
einzustellen.

(5) Die Landesregierung  hat,  sofern  die Vorstellung  nicht  als

unzulässig  oder  verspätet  zurückzuweisen  ist, den Bescheid,

wenn  Rechte  des Einschreiters  durch  ihn verletzt  werden,

aufzuheben  und  die Angelegenheit  zur  neuerlichen  Entschei-
dung  an die Stadt  zu verweisen.  Die Stadt  ist bei der  neuer-

lichen  Entscheidung  an die Rechtsansicht  der Landesregie-

rung  gebunden.

§ 68

AUFHEBUNG  VON  BESCHEIDEN,  BESCHLüSSEN  UND

SONSTIGEN  MASSNAHMEN  DER  GEMEINDEORGANE

(l)  Rechtskräftige  Bescheide  in Angelegenheiten  des eigenen

Wirkungsbereiches  können  von  der Landesregierung  in Hand-

habung  des Aufsichtsrechtes  nur  aus den Griinden  des § 68

Abs.  4 des Allgemeinen  Verwaltungsverfahrensgesetzes  - AVG.

1950  aufgehoben  werden.  Nach  Ablauf  von  drei  Jahren  nach

Erlassung  eines Bescheides  ist dessen Aufhebung  aus den

Gründen  des § 68 Abs.  4 lit.  a des Allgemeinen  Verwaltungs-

verfahrensgesetzes  - AVG.  1950  nicht  mehr  zulässig.

(2) Außer  den Fällen  des Abs. l können  Beschlüsse  oder  son-

stige  Maßnahrnen  der  Organe  der Stadt,  die den  Wirkungsbe-

reich  der Gemeinde  überschreiten  oder  Gesetze  oder  Ver-

ordnuangen  verletzen,  von der Aufsichtsbehörde  von Amts

wegen  oder  über  Antrag  aufgehoben  werden.

(3)  Die Bestimmungen  der §§ 66 und 67 werden durch die Be-
stirnmungen  der Abs. l und 2 nicht  berührt.

§ 69

EINGREIFEN  BEI  UNT  ÄTIGKEIT

(l)  Erfüllt  die  Stadt  eine ihrgesetzlich  obliegende  Aufgabe
nicht,  so kann  die Landesregierung  die zur  Herstellung  des ge-
setzmäßigen  Zustandes  und  zur  Beseitigung  von das Leben
oder  die Gesundheit  von  Menschen  gefährdenden  Mißständen
oder  zur Abwehr  schwerer  volkswirtschaftlicher  Schädigun-

gen unbedingt  notwendigen  Maßnahrnen  an Stelle und auf
Kosten  der  Stadt  selbst  treffen.
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(2)  Vor  Durchführung  solcher  Maßnahmen  ist der Stadt  eine  an-

gemessene  Frist  zur  Herstellung  des geÖetzmäßigen  Zustandes

zu setzen.

(3)  Der  Landesregierung  durch  Maßnahrnen  nach  Abs.  l erwach-

sene, über  den allgemeinen  Verwaltungsaufwand  hinausge-

hende  Kosten  sind der  Stadt  zurn Ersatz  vorzuschreiben.

§ 70

GEBARUNGSPRüFUNG  DURCH  DIE  LANDESREGIERUNG

Die Landesregierung  hat das Recht,  die Gebarung  der Stadt  auf

ihre  Sparsarnkeit,  Wirtschaftlichkeit  und  Zweckmäßigkeit  zu  über-

prüfen.  Das Ergebnis  der Überprüfung  ist dem  Bürgermeister  zur

Vorlage  an den  Gemeinderat  zu übermitteln.  Der  Bürgermeister  hat

die auf  Grund  des Überprüfungsergebnisses  getroffenen  Maßnah-

men  innerhalb  von  drei  Monaten  der  Landesregierung  mitzuteilen.

§ 71

GENEHMIGUNGSPFLICHT

(l  ) Maßnahmen  der  Stadt,  die der  Genehmigung  der  Landesregie-

rung  bedürfen,  sind  außer  den  in sonstigen  gesetzlichen  Vor-

schriften  vorgesehenen  Fällen  folgende:

a) die  Veräu'ßerung  oder  Verpfändung  von unbeweglichem

Gemeindevermögen  oder  Gemeindegut  irn Wert  von  mehr

als fünf  v. H. der  Einnahrnen  des ordentlichen  Voranschla-

ges des laufenden  Rechnungsjahres;

b) der  Abschluß  von  Darlehensverträgen,  wenn  durch  die Auf-

nahrne  des Darlehens  der  jährliche  Gesamtschuldendienst

der Stadt  fünfzehn  v. H. der  Einnahrnen  des ordentlichen

Voranschlages  des laufenden  Rechnungsjahres  übersteigen

würde,:

c) die übernahrne  von  Bürgschaften  oder  sonstigen  Haftungen

durch  die Stadt,  wenn  dadurch  der  Gesamtstand  der  von

der Stadt  übernommenen  Haftungen  dreißig  v. H. der  Ein-

nahmen  des  ordentlichen  Voranschlages  des  laufenden

Rechnungsjahres  übersteigen  würde.

(2)  Die  Genehrnigung  darf  in den  Fällen  des Abs.  l lit.  a bis c nur

versagt  werden,  wenn  durch  das beabsichtigte  Rechtsgeschäft

gesetzliche  Vorschriften  verletzt, die Aufrechterhaltung  oder
Wiederherstellung  des Haushaltsgleichgewichtes verhindert
oder  die  ordnungsgemäße Erfüllung  der der Stadt gesetzmäßig
obliegenden  Aufgaben  oder förer privatrechtlichen  Verpflich-
tungen  gefährdet  würden oder wenn das beabsichtigte Rechts-
geschäft  für die Stadt mit einem unverhältnismäßig hohen
finanziellen  Wagnis  verbunden wäre.

(3) Genehrnigungspflichtige  Rechtsgeschäfte der Stadt werden
Dritten  gegenüber  erst mit der aufsichtsbehördlichen Ge-
nehrnigung  rechtswirksam.  Die Genehrnigung gilt als erteilt,
wenn  die Landesregierung  nicht binnen acht Wochen nach
Einlangen  des Antrages  die Genehmigung versagt oder schrift-
lich  der  Stadt  hierüber  Bedenken geäußert oder um Auf-
klärung  ersucht  hat.

(4)  Weitergehende  bundesgesetzliche Vorschriften werden hie-
durch  nicht  berührt.

§ 72

AUFLöSUNG  DES  GEMEINDERATES

m Die Landesregierung  kann den Gemeinderat auflösen, wenn
er dauernd  beschlußunfähig ist, wenn er wiederholt  entgegen
begründeten  Vorhalten der Landesregierung die Gesetze of-
fensichtlich  verletzt hat oder wenn die Landesregierung wie-
derholt  im Sinne  des § 69 einschreiten mußte.

(2)  Mit  der Auflösung  des Gemeinderates sind auch der Stadt-
senat und die Ausschüsse  aufgelöst sowie die Mandate des
Bürgermeisters,  der Vizebürgermeister und der Stadträte er-
loschen.

§ 73

HANDHABUNG  DER  AUFSICHT

m Die Aufsichtsmittel  sind unter Bedachtnahrne auf die Eigen-
verantwortlichkeit  der Stadt und unter möglichster Schonung
erworbener  Rechte Dritter  zu handhaben. Stehen im Einzel-
fall  verschiedene  Aufsichtsmittel  zur Verfügung, so ist jeweils
das gelindeste  noch zum Ziele führende Mittel  anzuwenden.
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(2) Alle in Ausübung der Aufsicht  des Landes  ergehenden  Maß-

nahmen mit Ausnahme jener, die sich gegen Verordnungen

der Stadt richten, sind durch Bescheid zu treffen.  Auf  das

Verfahren vor der Aufsichtsbehörde  sind die Bestimmungen

des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes AVG.  1950
anzuwenden.

§ 74

ANFECHTUNG  VON AUFSICHTSMASSNAHMEN

(1) Im aufsichtsbehördlichen  Verfahren, einschließlich  des Ver-

fahrens nach § 67, hat die Stadt Parteistellung.  Im  Verfahren

nach den §§ 67 und 68 kommt auch  jenen  Personen  Partei-

stellung zu, die als Parteien an dem von den Organen  der

Stadt durchgeführten Verwaltungsverfahren beteiligt  waren.

(2) Die Stadt ist berechtigt,  gegen die Landesregierung  vor  dem

Verwaltungsgerichtshof  (Art.  131 und 132 des Bundes-Ver-

fassungsgesetzes in der Fassung  von 1929)  und  vor  dem  Ver-

fassungsgerichtshof (Art.  I 44 des Bundes-Verfassungsgesetzes
in der  Fassung  von  1929)  Beschwerde  zu führen.

§ 75

AUFSICHT  üBER GEMEINDEVERBÄNDE

Die Bestimmungen dieses Hauptstückes sind auf  die Aufsicht  über

Gemeindeverbände, soweit diese Angelegenheiten  des eigenen  Wir-

kungsbereiches aus dem Bereich der Landesvollziehung  besorgen

(Art. 116 Abs. 4 des Bundes-Verfassungsgesetzes  in der  Fassung
von  1929), entsprechend  anzuwenden.

X.  HAUPTSTüCK

§ 76

FORTFüHRUNG  DER VERWALTUNG  DER  ST  ADT  BEI
AUFLöSUNG  DES  GEMEINDERATES

(l)  Bei Auflösung des Gemeinderates hat sich die Tätigkeit  der

gewählten Organe der Stadt bis zur Angelobung  der neu

gewählten  Organe  auf die laufenden  und unaufschiebbaren

Angelegenheiten  zu beschränken,

(2)  Ist die Fortführung  der Verwaltung  der Stadt  auf  Grund  der

Bestimmung  des Abs.  1 nicht  gesichert,  so hat die Landes-

regierung  bis zur Angelobung  des vom  neuen  Gemeinderat

gewählten  Bürgermeisters  ein  die  Verwaltung  provisorisch

weiterführendes  Organ  einzusetzen,  das  die  Bezeichnung

Provisorischer  Stadtverwalter  führt.  Zum  Provisorischen

Stadtverwalter  darf  nur  bestellt  werden,  wer die erforder-

lichen  Kenntnisse  und Erfahrungen  auf dem Gebiete  der

Gemeindeverwaltung  besitzt.  Die  Landesregierung  hat zur

Beratung  des Provisorischen  Stadtverwalters  in allen  wich-

tigen  Angelegenheiten  über  Vorschlag  der im Stadtsenat  ver-

treten  gewesenen  Wahlparteien  einen  ehrenamtlichen  Beirat

zu bestellen,  der  in seiner  Mitgliederzahl  und  in seiner  partei-

mäßigen  Zusammensetzung  dem  vor  der  Auflösung  be-

stehenden  Stadtsenat  zu entsprechen  hat. Der  Provisorische
Stadtverwalter  hat sich bei seiner  Tätigkeit  auf  die laufen-

den und unaufschiebbaren  Angelegenheiten  zu beschränken.

(3)  Zur  Anfechtung  des Auflösungsbescheides  bei der  Auflösung

des  Gemeinderates  in  Ausübung  des  Aufsichtsrechtes  des

Landes  oder  des Bundes  bleibt  dem aufgelösten  Gemeinde-

rat  seine  Funktiori  gewahrt.

'(4)  Die  Landesregierung  hat innerhalb  von  drei Wochen  nach

Auflösung  die Neuwahl  des Gemeinderates  auszuschreiben.

Die  konstituierende  Sitzung  des  Gemeinderates  hat  der

Provisorische  Stadtverwalter  einzuberufen.

XI.  HAUPTSTüCK

ü t» e r g a n g s - u n d  S c h l u ß b e s t im  m u n g e n

§ 77

'üBERGANGSBESTIMMUNGEN

(1 ) Durch  das Inkraftreten  dieses  Gesetzes  wird  die Organstellung

der am 31. Dezember  1965  in Funktion  stehenden  Organe

der Stadt  und  die Dauer  ihrer  Funktionsperiode  nicht  berührt.

Der  bisherige  Stadtrat  führt  die  Bezeichnung  Stadtsenat.
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(2)  Im Zeitpunkt  des Inkrafttretens  dieses Gesetzes  anhängige

Verwa1tungsverfahren  sind nach  den Bestimmungen  dieses

Gesetzes  weiterzuführen;  soweit  es sich  um  Verwaltungsver-

fahren  in  Angelegenheiten  des  eigenen  Wirkungsbereiches

der Stadt  aus dem Bereich  der Landesvollziehung  handelt

und  Rechtsmittel  an Verwaltungsorgane  außerhalb  der Stadt

eingebracht  wurden,  sind diese Rechtsmittel  als Vorstellung
(§ 67)  zu behandeln.

§ 78

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

(1)  Dieses  Gesetz  tritt  mit  31. Dezember  1965  in Kraft.

(2)  Mit  dem Inkrafttreten  dieses Gesetzes  werden  aufgehoben:

a) das Gesetz  vom 18. März  1930,  LGBl.  N,r. 13, womit  ein

Gemeindestatut  für die Stadt  Steyr  erlassen  wird,  in der

Fassung  des Gesetzes  vom  7. Ju1i1948,  LGB1.  Nr.  41,  und

der  Steyrer  Gemeindestatutnovelle  1959,  LGBl.  Nr. 35;

b) das Gesetz  vom 24. April  1961,  LGBI.  Nr. 22, mit  dem

Aufg.aben  des selbständigen  Wirkungsbereiches  der Stadt-

gemeinde  Steyr  auf die  Bundespo1izeibehörde  in Steyr

übertragen  werden.

(3)  Die Verordnungen  auf Grund  dieses Gesetzes  können  von

dem auf  seine  Verlautbarung  folgenden  Tag an erlassen  wer-

den.  Sie treten  jedoch  frühestens  gleichzeitig  mit  diesem  Ge-

setz in Kraft.

Der  Landeshauptmann:

Dr.  Gleißner

Artikel  III

(l)  Dieses  Gesetz  tritt  nach  Maßgabe  der folgenden  Absätze  mit

Ablauf  des Tages  seiner  Kundmachung  im Landesgesetzblatt

für  Oberösterreich  in Kraft.

(2)  § 51 (Nachtragsvoranschlag)  tritt  mit  l.  Jänner  1980  in

Kraft,

64 -

(3)  Die  Bestirnmungen  des § 8 a, § 9 Abs.  4, § 12 Abs.  2 und  3,

§ 17 Abs.  5 letzter  Satz, § 20 Abs.  1, § 21 Abs.  1, § 22,

§ 26 letzter  Satz,  § 27, § 31 Abs.  6 bis ll,  § 34 Abs,  3, § 35,

§ 36 Abs.  1 und  2 sowie  Abs.  4 letzter  Satz und  Abs.  6, l.
Satz,  § 38 Abs.  2 lit,  f, g, h, k, § 43 Abs.  I Z. 8 bis 13 und  15

bis 18, § 44 Abs.  3 lit.  b und  c sowie  g bis k und  Abs.  8, § 46

Abs,  2, 2, Satz und  Abs.  3 letzter  Halbsatz,  § 48 Abs.  3 li.  a

Z. 4, 5, 6, 8 und  12,  § 50 Abs.  l letzter  Satz  und  § 63 sind

erstmals  mit  Beginn  der dem Inkrafttreten  dieses Gesetzes

folgenden  Funktionsperiode  des Gemeinderates  anzuwenden.

(4)  Durch  das Inkrafttreten  des § 67 StS wird.  § 67 der  O.Ö.  Bau-

ordnung,  LGBl.  Nr. 37/i976,  nicht  berührt.

Der  Erste  Präsident

des Landtages:

Der  Landeshauptmann:

Dr.  Spannocchi Dr.  Ratzenböck
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